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ANDERES
DATUM: 15.01.2019
MARC BUHLMANN

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2016
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsorganisation

Das Parlamentsgesetz sieht vor, dass Kommissionssitzungen vertraulich sind. Allerdings
erlaubt Artikel 47 Absatz 2 seit 1991 eine Ausnahme von diesem Grundsatz und schafft
die Mdéglichkeit, Anhérungen von Expertinnen und Experten bei komplexen politischen
Sachverhalten und wichtigen Fragen 6ffentlich zu machen. Die APK-NR beschloss Ende
2018 auf Antrag von Kommissionsmitglied Eric Nussbaumer (sp, BL) ein solches
offentliches Hearing zum Rahmenabkommen mit der EU. Ziel dieses Vorgehens sei es
unter anderem, eine breitere Offentlichkeit (iber dieses «Thema mit enormer Tragweite
fur die Schweiz» aufzuklaren, gab Kommissionsprasidentin Elisabeth Schneider-
Schneiter (cvp, BL) zu Protokoll.

In den Medien wurde das Vorhaben grundsatzlich positiv aufgenommen. Die NZZ, die
von «EU-Politik live auf Youtube» berichtete - die Anhérung konnte auf dem Youtube-
Kanal des Parlaments mitverfolgt werden -, listete die bisher lediglich funf 6ffentlichen
Hearings auf: 1992 zum Kauf der F/A-18-Jets; 1995 Uber die Genschutzinitiative; 1996
zum Rinderwahnsinn; 1998 zum Armeeeinsatz zur Unterstltzung des Grenzwachtkorps;
sowie 2003 zum Radio- und TV-Gesetz. Damit der Anlass nicht «zur eigenen
Profilierung» genutzt werden kénne - so die NZZ weiter -, mussten sich die
Kommissionsmitglieder an von der Prasidentin der APK-NR vorgegebene Spielregeln
halten, kurze Fragen stellen und vor allem die Expertinnen und Experten reden lassen.
Das «beflrchtete Schaulaufen hielt sich in Grenzen», vermochte dann die Aargauer
Zeitung am Tag nach der Anhérung zu berichten. Die «selten mehr als 500 Zuschauer»
auf Youtube héatten einer Veranstaltung beigewohnt, die «burgerfern und berechnend»
gewesen sei, weil die Kommissionsmitglieder jeweils ihre pro- bzw. contra-
europédischen Expertinnen und Experten mit «Steilpassen» versorgt hatten. In der
Weltwoche schrieb Roger Képpel (svp, ZH), selber Mitglied der APK-NR und einziger, der
drei Fragen gestellt und bereits zu Beginn kritisiert hatte, dass der Bundesrat nicht
anwesend sei, von einer «von Beginn weg verunglickten Ubung». Anders sah dies
Schneider-Schneiter: Das Ziel des Hearings sei erreicht worden, gab sie der Basler
Zeitung Auskunft. Die Mitglieder der Kommission héatten sich Uberdies an die Regeln
gehalten. Explizit gelobt wurde das Hearing im Tages-Anzeiger. Es sei - im Gegensatz zu
den Kommentaren der SVP, die von einer «Farce» gesprochen hatten - «ein
erfreuliches Niveau» erreicht worden, was «der Europadebatte gutgetan» habe. Die
Zeitung wiinschte sich mehr solche 6ffentliche Hearings. '

Volksrechte

Die Einzigartigkeit des politischen Systems der Schweiz, das neben einem
reprasentativen auch ein ausgebautes direktdemokratisches Element aufweist, bringt
es mit sich, dass sich die mediale Offentlichkeit kritisch mit letzterem bzw. dem
Verhéltnis der beiden Elemente zueinander auseinandersetzt. Dies war auch im Jahr
2016, also im Jahr des 125-jahrigen Bestehens der Volksinitiative, nicht anders. Dabei
konzentrierte sich die Kritik an der direkten Demokratie auf mindestens vier Punkte:
die Umsetzung angenommener Volksbegehren, die Nutzung der Volksinitiative, die
inhaltlichen Anforderungen an die Stimmbdirgerschaft und das schwieriger werdende
Verhéltnis zwischen direktdemokratischer Entscheidung und internationaler
Vernetzung.

Die Diskussion um die adaquate Umsetzung angenommener Volksbegehren wurde 2016
durch verschiedene Ereignisse genahrt: Im Frihling stand die Abstimmung Uber die
Durchsetzungsinitiative der SVP, mit der die Volkspartei die Umsetzung der 2010
angenommenen Ausschaffungsinitiative konkretisieren wollte - eine Neuheit in der
Geschichte der schweizerischen direkten Demokratie - im Zentrum. In diesem Rahmen
untersuchten verschiedene Medien die Umsetzung der bisher 22 angenommenen
Volksbegehren und kamen zum Schluss, dass die meisten nicht buchstabengetreu
umgesetzt worden seien. Der Blick kritisierte gar die SVP, da diese immer wieder
behaupte, der Bundesrat habe die Ausschaffungsinitiative nicht dem Volksauftrag
entsprechend umgesetzt, sich selber aber bei vielen dieser 22 angenommenen
Begehren ebenfalls nicht fir eine adaquate Umsetzung eingesetzt habe. Sie wolle
«[d]urchsetzen, aber nur wenn es ihr passt».

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23



Mit dem Nein zur Durchsetzungsinitiative beruhigten sich die Diskussionen um die
Umsetzung von Volksinitiativen aber keineswegs, weil die 2014 angenommene
Masseneinwanderungsinitiative noch immer einer Umsetzung harrte. Diese behandelte
das Parlament erst im Laufe des Jahres 2016. Freilich vermochte der in der
Wintersession 2016 definitiv angenommene Vorschlag in vielen Augen nur bedingt zu
Uberzeugen und wurde insbesondere von der SVP stark kritisiert. Im September, kurz
bevor der Nationalrat Uber die Vorlage beraten sollte, schrieb Roger Képpel (svp, ZH) in
der Weltwoche von einer «krassen Missachtung des Volkswillens», einem «stillen
Staatsstreich» und von «Saboteure[n] des Volkswillens». Christoph Blocher doppelte
ein paar Ausgaben spater nach und sprach von «Volksverachtern». Bei der
Schlussabstimmung im Nationalrat hielten die Mitglieder der SVP-Fraktion Schilder in
die Luft, auf denen etwa «Verfassungsbruch» stand. Die Volkspartei kiindigte jedoch
an, das Referendum gegen die Revision des Ausléndergesetzes, in die die Initiative
gegossen wurde, nicht ergreifen zu wollen. Man Uberlege sich vielmehr eine
Kindigungsinitiative zu lancieren, um die bilateralen Vertrage mit der EU, die
mitursachlich fur die Probleme bei der Umsetzung seien, aufzuldsen.

Neben der Umsetzungsdiskussion zur Masseneinwanderungsinitiative stand zudem die
Rasa-Initiative im Raum, die eine Streichung der Anliegen eben dieser
Masseneinwanderungsinitiative forderte - auch dies ein Novum in der 125-jahrigen
Geschichte der Volksinitiative. Zur Diskussion stand Ende Oktober die Idee eines
Gegenvorschlags, den laut Weltwoche eine Mehrheit des Bundesrates mit Ausnahme
der beiden SVP-Magistraten dem Parlament vorlegen wollte.

Bei der Diskussion um die materielle Umsetzung angenommener Initiativen wurde auch
daruber debattiert, ob Uber schwer oder etwa aufgrund internationaler Standards nicht
umsetzbare Begehren Uberhaupt abgestimmt werden soll. Die Erkléarung der
Unglltigkeit einer Volksinitiative obliegt dem Parlament, das bisher erst in vier Féllen
gegen eine Abstimmung entschieden hatte. Le Temps kritisierte, dass rund 70 Prozent
der Parlamentarierinnen und Parlamentarier gegen die Durchsetzungsinitiative gewesen
seien, aber nichts daflr getan hatten, sie fUr ungultig zu erklaren. In diesem
Zusammenhang wird jeweils das in der Schweiz fehlende Verfassungsgericht angefuhrt.
Ein Vorschlag aus der Kuche des ehemaligen Ziurcher SP-Nationalrats Andreas Gross
forderte, dass sich Bundesrichter um diese Frage kimmern sollten, sobald im
Parlament ein Drittel der Ratsmitglieder Zweifel an der Gultigkeit dusserten.

Noch vor nicht allzu langer Zeit wurde in den Medien vor einer regelrechten
«Initiativenflut» gewarnt. Freilich zeichnete sich 2016 ein deutlicher Rilickgang der
Nutzung des Volksbegehrens ab. Die im Jahr 2011 lancierten 23 Begehren (von denen 11
die Unterschriftenhlrden nicht geschafft hatten) waren bald an der Urne abgearbeitet
und in den Folgejahren wurden jeweils fir deutlich weniger Initiativen Unterschriften
gesammelt. Die NZZ interpretierte den Ruckgang damit, dass die Volksbegehren fur
Parteien unattraktiver geworden seien; zudem kuhle der oppositionelle Furor der SVP
langsam ab. Die Initiative hatte an Reiz verloren, folgerte die NZZ Ende Jahr. Eine Studie
der Universitat Bern zeigte Uberdies, dass Initiativen nicht nur und vor allem nicht
immer haufiger von Parteien als Wahlkampfmittel gebraucht werden. In Anbetracht der
sich abzeichnenden «Initiativenflaute» stand die Mitte Jahr lancierte Forderung der
BDP, dass zur Einddmmung der Flut flir eine Volksinitiative 250'000 Unterschriften
gesammelt werden missten, ein wenig quer in der Landschaft.

Nicht wenige Medienschaffende kommentierten, dass die Stimmbdurgerinnen und
-blrger immer haufiger «Uber Initiativen abstimmen, die Lésungen flr nichtexistente
Probleme offerieren» (NZZ), und «<immer seltener Uber die zentralen Zukunftsfragen»
(Weltwoche). Mit der Brexit-Abstimmung in Grossbritannien wurden zudem die alten
Bedenken der Uberforderung der Stimmbevélkerung laut. In der Regel setzt sich bei
dieser Diskussion in der Schweiz aber meist Pragmatismus durch. Auch Politiker wirden
nicht Uber alle Inhalte der Politik kompetent Bescheid wissen und letztlich sei es das in
der Schweiz nach wie vor hohe Vertrauen der Blrgerinnen und Birger in die
Amtstragerinnen und Amtstrager, das haufig wichtige Grundlage sei flr einen Entscheid
- so alternative Kommentare. Dass dieses Vertrauen nicht einfach blind sei, zeigten
nicht zuletzt abgelehnte mit dem fakultativen Referendum bekampfte Vorlagen und
angenommene Initiativen, fasste etwa die Luzerner Zeitung diesen Pragmatismus in
einem Kommentar zusammen.

Freilich wurde 2016 mit den Volksrechten auch Schindluder betrieben. So hatte etwa
Daniel Graf, Erfinder von We-Collect, die Idee einer «Anti-Kebab-Initiative» propagiert.
Was als Scherz in der Debatte um das Verhullungsverbot gedacht war, geriet in der
Tarkei in den falschen Hals. In die Kritik gerieten zudem die Texte von Initiativen, die
haufig unprazise oder gar widersprichlich formuliert seien, was zwar laut NZZ ihre
Chancen flr ein Ja erhohten, die Umsetzung im Falle einer Annahme aber umso
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 11.06.2018
MARC BUHLMANN

schwieriger mache.

Mit der Einreichung der so genannten «Selbstbestimmungsinitiative» der SVP wurde die
Diskussion um die direkte Demokratie schliesslich um einen weiteren Aspekt
angereichert, namlich um die aufgrund von Globalisierung und Internationalisierung
virulenter werdende Frage, wie das Verhaltnis zwischen Vélkerrecht und Landesrecht
aussehen soll. Oder konkreter, ob eine angenommene Initiative, die internationale
Vertrage tangiert, diesen Vertragen vorgehen soll oder ob bei ihrer Umsetzung
Rucksicht auf die internationalen Verpflichtungen genommen werden muss. Die
Debatten bewegten sich zwischen dem Argument der notwendigen Vertragstreue des
Kleinstaates und der Angst, die direkte Demokratie verkomme zur reinen Makulatur. Ex-
Nationalrat Christoph Mdrgeli argumentierte in der Weltwoche, dass das internationale
Recht dafur verantwortlich sei, dass sich die Behdrden bei der Umsetzung von
Initiativen zusehends schwer taten, den Volkswillen zu beachten.

Ein Indiz daflr, dass trotz der medial gedusserten Kritik an der direkten Demokratie
vielleicht doch nicht alles so schlecht lauft, war das in den eidgendssischen Raten
virulent diskutierte Reformpaket zum Initiativrecht. Dieses drohte - einmal mehr als
«Endlosschlaufe» (NZZ) - im Sand zu verlaufen, weil nicht mal die Beflirworter daran
glaubten, dass von den verschiedenen Reformvorschlagen am Schluss einer Ubrige
bleiben werde, wie der Tages-Anzeiger meinte. 2

Da Initiativen der Beratungskategorie der sogenannten «freien Debatte» zugeordnet
werden, haben grundsatzlich alle Parlamentsmitglieder das Recht auf Wortmeldung. In
den anderen, seit 1990 geltenden Beratungskategorien aussern sich in der Regel -
neben den Vertreterinnen und Vertretern des Bundesrates - lediglich
Kommissionssprecherinnen und -sprecher, Antragstellerinnen und Antragsteller von
Vorstéssen oder Minderheitsantragen und allenfalls Fraktionssprecherinnen und
-sprecher. Schon friher uferte die freie Debatte bei Volksinitiativen gerne auch in
einem ziemlichen Redemarathon aus, so etwa bei der «No-Billag»-Initiative. Immer
haufiger wird in solchen Debatten zudem auch das Recht genutzt, Zwischenfragen zu
stellen. So war es auch wenig verwunderlich, dass im Nationalrat nicht weniger als 83
Ratsmitglieder einen Antrag gestellt hatten, um in einem Votum die eigene Position zur
Volksinitiative «Schweizer Recht statt fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)>»
verdeutlichen zu kénnen. Aufgrund der grossen Zahl an Rednerinnen und Rednern, aber
eben auch aufgrund der zahlreichen vor allem von SVP-Vertreterinnen und -vertretern
gestellten Zwischenfragen dauerte die Debatte schliesslich insgesamt Uber neun
Stunden - auf drei verschiedenen Sessionstage verteilt.

In der Tat stellten die Fraktionsmitglieder der SVP den Hauptharst der Rednerinnen und
Redner, ndmlich deren 42; von der SP-Fraktion meldeten sich 17 Mitglieder zu Wort, von
der FDP deren acht, von der CVP sieben, von den Grlinen vier und von GLP und BDP je
zwei. Nicht weniger als 82 der 102 Zwischenfragen stammten zudem von der Volkspartei
(FDP: 9; SP: 7; BDP: 2; CVP: 1; GP: 1), wobei die SVP-Fraktionsvertreterinnen und
-vertreter sich haufig auch innerhalb der Fraktion selber befragten, was Roger
Nordmann (sp, VD) zur Zwischenfrage veranlasste, ob es sich hier nicht eher um die
«Selbstbefragungs-Initiative» handle. Den von verschiedenen Ratsmitgliedern
gedusserte Verdacht, dass die Volkspartei versuche, die Ratsabstimmung Uber die
Initiative so zu verzdgern, dass das Begehren nicht bereits im November 2018, sondern
im Wahljahr 2019 an die Urne gelangt - Beat Jans (sp, BS) sprach von «Filibustern» und
Nadine Masshardt (sp, BE) staunte dariiber, dass die SVP so viele Fragen zur eigenen
Initiative habe - konnte die SVP nicht ganz ausrdaumen. Freilich kénnen Zwischenfragen
nur gestellt werden, wenn der Ratsprasident oder die Ratspréasidentin - aktuell
Dominique de Buman (cvp, FR) - unmittelbar nach einem Votum die Rednerin oder den
Redner fragt, ob diese oder dieser die Zwischenfrage zulasse. Wird diese Frage
verneint, darf die Zwischenfrage nicht gestellt werden. Die meisten Votantinnen und
Votanten - mit Ausnahme der SVP-Abgeordneten - liessen denn die Zwischenfragen gar
nicht zu. Weil einige darob erzlirnte SVP-Zwischenfragerinnen und -frager ihre Frage
trotzdem in den Saal riefen, musste de Buman einige Ermahnungen aussprechen.

Der Verdacht, dass es der SVP mit ihrer Redner- und Zwischenfragestrategie in der Tat
nicht nur um einen Kampf gegen die «Diskussionsverweigerung [...] der
Demokratieabschaffer in diesem Saal» ging, wie sich etwa Roger Koéppel (svp, ZH)
echauffierte, sondern um eine Verschleppungstaktik, «damit das Geschéaft erst im
Wahljahr vors Volk kommt», wie Roger Nordmann vermutete, wurde durch einen von
Fraktionssprecher Thomas Aeschi (svp, ZG) vorgebrachten Ordnungsantrag weiter
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erhartet. Die SVP wehrte sich namlich dagegen, dass flr den dritten Debattenteil eine
Nachtsitzung anberaumt wurde, was in der Regel nur bei hoher Geschéftslast oder
dringlichen Geschéften erfolge. Mit ihrem Ordnungsantrag wollte die SVP ihr Begehren
zu den normalen Sitzungszeiten weiter beraten, was wohl eine Verschiebung in die
Herbstsession bedeutet hatte. Die Sprecherin des Blros, Marina Carobbio Guscetti (sp,
TI) wies darauf hin, dass mit der Uberdurchschnittlichen Zahl an Rednerinnen und
Rednern das Kriterium der hohen Geschéftslast sehr wohl erfillt sei. Der
Ordnungsantrag wurde dann mit 121 zu 67 Stimmen abgelehnt. Die 67 Stimmen
stammten allesamt aus den Reihen der Volkspartei.

Auch der am dritten Verhandlungstag gestellte Antrag der SVP, die Anwesenden zu
zéhlen, um das noétige Quorum nachzuprtfen, verhalf nicht wirklich zu einer
Beschleunigung der Debatte. Freilich verliessen zahlreiche Parlamentarierinnen und
Parlamentarier nach dem Drucken des blauen Knopfes - der der Anwesenheitskontrolle
dient - den Nationalratssaal wieder, was Toni Brunner (svp, SG) derart erzlirnte, dass er
als Antwort auf eine entsprechende Zwischenfrage von Thomas Aeschi von einem
«Kindergarten» sprach und seine Tirade gegen die nicht anwesenden Ratskolleginnen
und -kollegen vom Nationalratsprasidenten erst durch Abschalten des Mikrofons
unterbrochen wurde.

Nebst all diesem Geplankel wurden freilich auch Argumente ausgetauscht. In der Tat
dienen die freie Debatte wie auch die Zwischenfragen ja durchaus auch dazu, den
Blrgerinnen und Burgern zu zeigen, welche Begrindungen fur den Bezug der
verschiedenen Fronten geltend gemacht werden. Die ab und zu ziemlich emotional, ja
gar gehéassig gefuhrte Debatte - der Sonntags-Blick sprach von einer von der SVP
geplanten und zelebrierten Entgleisung, der Tages-Anzeiger von einem eigentlichen
Politikspektakel und die Aargauer Zeitung warf der SVP vor, statt einer inhaltlichen
Debatte auf Klamauk zu setzen - liess in der Tat deutliche Positionsbezlige erkennen.
Wahrend alle Mitglieder der SVP-Fraktion das Begehren vehement verteidigten, lehnten
alle anderen Fraktionen die Initiative einhellig ab.

Die  Kommissionssprecherin ~ Valérie  Piller ~ Carrard (sp, FR) und der
Kommissionssprecher Kurt Fluri (fdp, SO) berichteten, dass alle von der SPK-NR
angehorten Wirtschaftsvertreterinnen und -vertreter sowie samtliche Rechtsexperten
die Initiative ablehnten. Es werde beflrchtet, dass das Begehren dem
Wirtschaftsstandort Schweiz schade und in juristischer Hinsicht mehr Probleme
schaffe als 16se. In der Kommission sei zudem die Gefahr einer Kindigung wichtiger
Menschenrechtsabkommen, ja gar der Europaischen Menschenrechtskonvention,
diskutiert worden. Klar sei einzig, dass bei einem Konflikt zwischen Voélker- und
Landesrecht bestehende Vertréage neu verhandelt oder gekindigt werden mussten. Wer
allerdings in welchem Verfahren feststelle oder entscheide, wann ein Normenkonflikt
bestehe und wann nicht bzw. wann dieser Konflikt genligend gravierend sei, bleibe
vollig  unklar. Dies wirde bei Annahme des Volksbegehrens eine grosse
Rechtsunsicherheit schaffen. Die Kommission empfehle deshalb mit 16 zu 9 respektive
14 zu 11 Stimmen, die Initiative abzulehnen und nicht auf den Gegenvorschlag
einzutreten. Letzterer war von Gerhard Pfister (cvp, ZG) eingebracht worden und
entsprach im Grossen und Ganzen dem schon im Stédnderat gescheiterten Vorschlag
von Andrea Caroni (fdp, AR). Pfister zog seinen Antrag gleich zu Beginn der
nationalratlichen Debatte zurick, weil die Initianten keinerlei Bereitschaft zeigen
wirden, auf seinen Vorschlag fir eine alternative Ldsung Uberhaupt einsteigen zu
wollen.

Die Befurworterinnen und Beflrworter der Initiative begrindeten ihr Anliegen mit vier
Hauptargumenten: (I) Die Initiative wolle Rechtssicherheit schaffen, indem die
Hierarchie von Volker- und Landesrecht geklart werde. Dies sei auch angesichts einer
immer stérkeren Einmischung rechtlicher Normen in die Politik (sogenannte
Justizialisierung) von Néten. (Il) Damit werde zudem die (direkte) Demokratie gestarkt
und die Abhéngigkeit vom Ausland gemindert. (Ill) Haufig wurde argumentiert, dass mit
der Initiative nur ein Zustand wiederhergestellt werde, wie er funf Jahre zuvor schon
geherrscht habe. Damit wurde auf ein Bundesgerichtsurteil vom 12. Oktober 2012
rekurriert, mit welchem die Schubert-Praxis faktisch ausser Kraft gesetzt und wodurch
festgelegt worden sei, dass internationales Recht generell nationalem Recht vorgezogen
werden musse. Konkret hatte das Bundesgericht in einem Fall die
Menschenrechtskonvention der Regelung der Ausschaffungsinitiative vorgezogen.
Damit sei die direkte Demokratie gleichsam ausgehebelt worden, so die SVP. Kein
anderer Staat gebe aber internationalem Recht Vorrang vor Landesrecht. (IV) Gewarnt
wurde in diesem Zusammenhang auch vor der Einmischung der EU, die mit dem viel
diskutierten Rahmenabkommen und dem Vorrang von internationalem Recht faktisch
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zum «obersten Souveran der Schweizerischen Eidgenossenschaft» werde - so etwa
Hans-Ueli Vogt (svp, ZH). Die Schweiz werde zu einer Marionette und Volksentscheide
verkdamen zu einer Art Umfrageergebnis, was letztlich nur noch eine
Scheinselbstbestimmung sei, erklarte Thomas Aeschi. Andreas Glarner (svp, AG)
verklebte sich den Mund mit blauen Klebestreifen, um zu demonstrieren, dass man sich
den Mund verbieten lasse. Roger Kdppel warnte gar von einer «kalten Entmachtung des
Volkes» und Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) stellte die Anschuldigung in den
Raum, dass die «sogenannten Volksvertreter im Saal», denen man im Gegensatz zum
Volk nicht vertrauen kénne, dem sissen Gift der Macht verfallen seien, die Souveranitat
des Volkes an sich rissen und ins Ausland verkauften. Dies sei der Untergang der
Schweiz.

Die Gegnerinnen und Gegner des Begehrens betonten neben den bereits von der
Kommission vorgebrachten Argumenten auch den nétigen Spielraum, den Gerichte im
Einzelfall bréauchten, der aber mit einer Annahme der Initiative stark eingeschrankt
wlrde. Zahlreiche Pladoyers machten sich zudem fur die Menschenrechte stark, die mit
der Annahme einer |Initiative gefahrdet waéaren, weil die Kundigung der
Menschenrechtskonvention durch die Schweiz einen fatalen Vorbildcharakter hatte.
Balthasar Glattli (gp, ZH) sprach etwa von einer «Antimenschenrechts-Initiative». Das
Volksbegehren stelle die Werte der Schweiz - laut Nadine Masshardt (sp, BE)
«Verlasslichkeit, Stabilitdt und Menschenrechte» - fundamental infrage. Die kleine
Schweiz sei auf Vertragssicherheit und auf Vélkerrecht angewiesen, damit sie nicht dem
Recht des Stérkeren ausgesetzt sei. Aber wer - so fragte sich Matthias Jauslin (fdp, AG)
- gehe mit einem unverlasslichen Partner noch einen Vertrag ein? Volkerrechtliche
Vertrage wirden von der Schweiz freiwillig eingegangen, weil sie von grossem Nutzen
seien, betonte Ruth Humbel (cvp, AG). Die Stimmbevélkerung werde nicht durch
Vélkerrecht entmachtet, weil wichtige Vertrage ja immer direktdemokratisch legitimiert
seien, gab Eric Nussbaumer (sp, BL) zu bedenken.

Das Schlussvotum gehorte Justizministerin Simonetta Sommaruga. Sie fuhrte aus, dass
sich Souveranitat und globale Vernetzung nicht widersprechen, weil die Schweiz
souveran bestimme, mit wem sie internationale Vertrage abschliesse. Wie diese
Vertrage abzuschliessen seien und dass man sie einzuhalten habe, stehe eigentlich in
der von Volk und Standen abgesegneten Bundesverfassung. Ebenfalls festgehalten sei,
dass es den Gerichten zu Uberlassen sei, bei Normenkonflikten flexibel und pragmatisch
zu entscheiden. Mit der Selbstbestimmungsinitiative wirde dies allerdings auf den Kopf
gestellt. Das Begehren fordere nicht nur, dass Volkerrecht nicht mehr zahlen solle,
sondern dass die Gerichte im Konfliktfall rechtswidrige Entscheide fallen mussten. Die
Neuaushandlung von Vertragen wilrde damit zu einer Obligation und bleibe nicht
Option. Die Initiative, weil sie nur Schwarz und Weiss kenne, zwéange die Schweiz in ein
Korsett. Nicht nur die eigene Handlungsfahigkeit wirde eingeschréankt, sondern auch
die Zuverlassigkeit der Schweiz als Vertragspartnerin werde aufs Spiel gesetzt. Zudem
sei die Initiative nicht gentigend deutlich bei der Definition von «Widerspruch». Wann
ein Konflikt zwischen Vélkerrecht und Landesrecht bestehe, wie gross dieser sein
musse und wer dies entscheide, bleibe unklar. Die Justizministerin versuchte auch die
Meinung zu entkraften, dass das Bundesgericht seit 2012 auf die Schubert-Praxis
verzichtet habe; es sei im Gegenteil in mehreren Fallen Bezug genommen worden auf
diese Praxis. Die Schweiz sei erfolgreich, weil sie beweglich und pragmatisch immer
wieder neue Antworten auf neue Herausforderungen gefunden habe. Die im Gegenteil
dazu starre und dogmatische Initiative werde vom Bundesrat deshalb zur Ablehnung
empfohlen.

Wie aufgrund der Debatte nicht anders zu erwarten war, stimmten die 67 anwesenden
Mitglieder der SVP-Fraktion - einzig Ulrich Giezendanner (svp, AG) war abwesend - fir
und die restlichen 127 bei der Abstimmung anwesenden Nationalrdtinnen und
Nationalrate gegen Annahme der Initiative. 3

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 13.03.2019
AUDREY BOVEY

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 12.03.2020
AMANDO AMMANN

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Le Conseil des Etats et le Conseil national ont tous deux pris acte du rapport de
politique extérieure 2018 au mois de mars 2019. Faisant écho aux objectifs définis dans
le cadre de la Stratégie de politique étrangére 2016-2019, le rapport en question dresse
un bilan général de I'action portée par la Suisse en termes de politique extérieure
durant I'année écoulée. Rapporteur pour la CPE-CE, Didier Berberat (ps, NE) a entre
autres évoqué le défi majeur que représente la préservation d'un ordre international
basé sur le droit - et ce notamment face a I'imprévisibilité de certains dirigeants
politiques, Etats-Unis et Chine en téte -, les difficultés a concilier politiques
économiques et droits de 'homme - a I'exemple des relations établies avec la Chine
dans le contexte de la mise en ceuvre de l'initiative des nouvelles routes de la soie -, le
réle crucial des bons offices offerts par la Suisse en faveur de la promotion de la paix
ainsi que les réformes prévues par la Stratégie de politique extérieure 2020-2023
quant a l'organisation du personnel diplomatique. En matiere de développement,
I'intérét apporté par la Confédération a I'Agenda 2030 de I'ONU pour le développement
durable a également été salué. Sans surprise, le rapport présenté aux chambres
accordait également une place de choix a la question européenne, et plus
particulierement aux préoccupations relatives au Brexit et aux relations Suisse-UE. Tel
que formulé par Claude Béglé (pdc, VD), rapporteur pour la CPE-CN, «la question
centrale a été, et est encore, celle de I'accord-cadre institutionnel entre la Suisse et
I'Union européenne», condition sine qua non pour l'acces de la Suisse au marché
européen.

Alors qu'au Conseil des Etats, le rapport de politique extérieure 2018 n'a suscité aucun
commentaire ou presque, au Conseil national, les interventions se sont succédées a la
tribune. Roger Képpel (udc, ZH) a exprimé tout le mal qu'il pensait de I'accord cadre
avec I'UE. Carlo Sommaruga (ps, GE) a interrogé le conseiller fédéral Ignazio Cassis
quant aux raisons de la diminution du crédit-cadre pour la Suisse comme Etat-hote et
dénoncé le refus du DFAE de mettre en ceuvre sa motion en faveur de la ratification du
traité sur l'interdiction des armes nucléaires. Prenant pour exemple le manque
d'initiative de la part du gouvernement helvétique quant au conflit israélo-palestinien
ou & la guerre civile faisant rage au Yémen, Denis de la Reussille (pst, NE) a, au nom du
groupe des Verts, déploré que l'orientation du rapport soit, de maniére générale,
centrée uniquement sur les échanges commerciaux et économiques, et ce notamment
aux dépens du respect des droits humains. *

Der Nationalrat nahm im Marz 2020 den Aussenpolitischen Bericht 2019 zur Kenntnis.
Der Bericht gibt einen Gesamtuberblick Uber die Aussenpolitik der Schweiz im
Berichtsjahr. Dabei zieht er auch Bilanz Uber die bundesratliche Aussenpolitische
Strategie 2016-2019, wobei diese im Generellen positiv ausfiel. Einzelne Ziele,
insbesondere in der Europapolitik, konnten noch nicht erreicht werden. Grund dafur
war vor allem der nach wie vor ausstehende Abschluss eines institutionellen
Rahmenabkommens, welches den bilateralen Weg mit der EU konsolidieren und
weiterentwickeln sollte. Im Jahr 2019 beobachtete der Bundesrat gemass Bericht funf
globale Trends, dazu gehorten die internationale Protestbewegung der Klimajugend und
jene in Hongkong genauso wie die digitale Transformation und deren Risiken. Auch der
zunehmende strategische Wettbewerb zwischen den Grossméchten, explizit der
Handelskonflikt zwischen den USA und China, die Schwachung des Multilateralismus
sowie die damit einhergehende Abnahme des Sicherheitsniveaus liessen sich im
Berichtsjahr beobachten. Institutionen wie die NATO, die OSZE und die EU wdirden
starker in Frage gestellt und die Situation im Mittleren Osten gewinne sowohl in Syrien,
im Iran, in Jemen wie auch in der Golfregion an Brisanz, erkléarte der Bundesrat im
Bericht.

Die letzte grosse Entwicklungstendez sei die Verlangsamung der Globalisierung, was fur
die Schweiz bedeute, dass der européaische Markt kurz- und mittelfristig an Bedeutung
gewinnen durfte. Daraus folge als logische Konsequenz ein Bedeutungsgewinn der
bilateralen Beziehungen mit européischen Staaten, auch ausserhalb der EU.
Kommissionssprecher Molina (sp, ZH) wiirdigte im Namen der APK-NR die guten Dienste
der Schweiz als Tragerin von Schutzmachtmandaten und die Umsetzung der UNO-
Agenda 2030 trotz mangelnder Kohédrenz zwischen den Politikfeldern. Kritischer
dusserte er sich zur fehlenden Fiihrung des Bundesrats in der Europapolitik, dennoch
beantragte die Kommission, den Bericht zur Kenntnis zu nehmen. Roger Koéppel (svp,
ZH) liess hingegen kaum ein gutes Haar an der Aussenpolitik der Schweiz und
bemangelte angesichts der sich anbahnenden Corona-Krise den «Irrweg», den die
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Schweiz mit ihrer «globalen Abhéngigkeit» eingeschlagen habe. Die Fraktion der FDP
fand lobende Worte fir den Bericht und die gestarkte Rolle der Schweiz als
mediierende Kraft im Nahen Osten. Sibel Arslan (basta, BS) beméngelte stellvertretend
fur die grine Fraktion diverse inhaltliche Licken, wie die Verfolgung von LGBTIQ-
Menschen und die neue Richtlinie zur Zusammenarbeit mit Schweizer NGOs. Zum
Abschluss betonte der anwesende Bundesrat Ignazio Cassis, dass die Aussenpolitik
sowohl verfassungsrechtlich wie auch faktisch eine Angelegenheit des
Gesamtbundesrats sei. Er zeigte sich Uberzeugt, dass der Problematik der fehlenden
Koharenz in der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 Rechnung getragen werde und
sich die Schweizer Aussenpolitik dementsprechend noch kohérenter und glaubwurdiger
prasentieren durfte.

Die Kenntnisnahme durch den Stédnderat erfolgte aufgrund des Sessionsabbruchs nicht
mehr in der Frihlingssession 2020. °

In der Fruhjahrssession 2022 beschéaftigte sich der Nationalrat mit der
parlamentarischen Initiative Molina (sp, ZH) zur Einfiihrung einer Rechtsgrundlage fiir
gezielte Sanktionen bei schweren Menschenrechtsverletzungen und Korruption durch
hochrangige Politiker und Politikerinnen. Die APK-NR hatte der Initiative im Vorfeld
der Session mit 13 zu 10 Stimmen (bei 1 Enthaltung) Folge gegeben.
Kommissionssprecher und Initiant Fabian Molina argumentierte, dass die Sanktionen
der europédischen Lander in Reaktion auf den russischen Angriff auf die Ukraine
Wirkung gezeigt hatten. Sanktionen seien das einzige Mittel zwischen Krieg und Frieden,
um «Regelbrecher zur Raison zu bringen». Um die Zivilbevolkerung dadurch aber nicht
zu schadigen, misse man «smart sanctions» nutzen, die gezielt die Verantwortlichen
von Kriegsverbrechen und Menschenrechtsverletzungen strafen. Die Schweiz tue sich
generell schwer mit der Ubernahme von Sanktionen, es fehle aber auch die rechtliche
Grundlage fur eigenstédndige Sanktionen, erlduterte Molina. Molina bezeichnete den
Umstand, dass die Schweiz UNO-Sanktionen und Massnahmen der OSZE und der EU
Ubernehmen musse als «nicht neutral und noch weniger souveran». Die APK-NR habe
daher auch bei der Revision des Embargogesetzes einen Artikel vorgeschlagen, der es
dem Bundesrat bei Menschenrechtsverletzungen erlauben soll, eigenstandige
Sanktionen gegen Personen oder Entitaten anzuordnen. Hans-Peter Portmann (fdp, ZH)
kritisierte Molina dafur, dass er die Forderung seiner parlamentarischen Initiative
bereits im Embargogesetz eingebracht habe und somit dem Rat zweimal das gleiche
Anliegen vorlege und forderte den Rlckzug der Initiative. Fabian Molina erklarte, dass
dies gemass Parlamentsrecht nicht moglich sei, weil sie bereits in der Kommission
beraten worden war, er wolle aber insbesondere auch im Hinblick auf die Beratung im
Sténderat an der Initiative festhalten. Eine Kommissionsminderheit Nidegger (svp, GE)
forderte  die  Ablehnung der Initiative, einerseits weil der Begriff
«Menschenrechtsverbrechen» eine Verurteilung nach eingehender Untersuchung
voraussetzen wuirde, andererseits weil die Schweiz dadurch zur aktiven Akteurin im
Sanktionsbereich und somit zu einer an internationalen Konflikten beteiligten Partei
werden wurde. Nidegger beflrchtete auch, dass der Rechtsstaat geschwacht werden
kénnte und die Schweiz im Ausmass der Sanktionen sogar weiter gehen kénnte, als die
UNO und die wichtigsten Handelspartner. Der Minderheitsfihrer argumentierte in der
Ratsdebatte, dass nur Staaten als Volkerrechtssubjekte das Volkerrecht verletzen
kénnten und daher auch nur Staaten Gegenstand von Sanktionen sein kénnten. Der
Nationalrat gab der Initiative schliesslich mit 104 zu 74 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
Folge. Die SVP-Fraktion, sowie die FDP.Liberale-Fraktion stimmten fast geschlossen
dagegen. ©

In der Herbstsession 2022 beriet der Standerat (ber die parlamentarische Initiative
Molina (sp, ZH) zur Einfiihrung einer Rechtsgrundlage fiir gezielte Sanktionen bei
schweren Menschenrechtsverletzungen und Korruption durch hochrangige Politiker
und Politikerinnen. Damian Muller (fdp, LU) erlduterte der kleinen Kammer die
Geschichte des Geschéfts, dem von der APK-NR im Januar 2021 Folge gegeben worden
war. Die APK-SR hatte der Initiative zwar im April 2021 nicht zugestimmt, da die APK-NR
aber daran festgehalten hatte und der Nationalrat die Initiative in der Folge ebenfalls
angenommen  hatte, musste sich die APK-SR erneut damit befassen.
Kommissionssprecher Mduller erklarte, dass die Kommission die Differenzbereinigung
beim Embargogesetz habe abwarten wollen und daher die Beratung des Geschafts
verschoben hatte. Da man bei der Beratung des Embargogesetzes verneint habe, eine
Rechtsgrundlage fur eigenstandige Sanktionen schaffen zu wollen, mache es in den
Augen der Kommissionsmehrheit auch keinen Sinn, der Initiative Folge zu geben. Eine
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Minderheit Jositsch (sp, ZH) beantragte dem Rat dennoch, der Initiative Folge zu geben,
da durch die persdnliche Sanktionierung einzelner hochrangiger Personen negative
Konsequenzen fur die Zivilbevolkerung vermieden werden kénnten. Jositsch erklarte,
dass die Initiative = wie der dhnlich ausgestaltete Minderheitsantrag Sommaruga (sp,
GE) zum Embargogesetz - eine Ombudsstelle zur Wahrung der rechtsstaatlichen
Prinzipien vorsehe. Er erwarte jedoch nicht, dass dies den Stédnderat umstimmen
wirde. Damit behielt er Recht und der Sténderat gab der Initiative mit 28 zu 13 Stimmen
keine Folge, womit das Geschéft erledigt war. ’

Beziehungen zur EU

Le 4 mars 2016 le Conseil fédéral soumet au Parlement le protocole relatif a I'extension
de I'accord sur la libre circulation des personnes (ALCP) a la Croatie.

Si, depuis la date du ler juillet 2013, la Croatie est officiellement membre de I'UE,
|'extension de I'ALCP a cet Etat des Balkans ne peut s'effectuer de maniere
automatique et nécessite la conclusion d'un protocole supplémentaire (protocole Il a
I'ALCP). Les négociations visant a définir les conditions de participation de la Croatie au
régime de I'ALCP débutent dés le mois d'avril 2013. A la suite du "oui" a l'initiative
contre lI'immigration de masse, le Conseil fédéral interrompt cependant le processus
de ratification du protocole Ill, ce dernier étant jugé contraire au texte accepté par le
peuple suisse en date du 9 février 2014. Les représailles de I'UE ne se font guere
attendre, et la Suisse se voit privée de sa participation au programme-cadre de
recherche Horizon 2020, au programme de mobilité étudiante Erasmus+, ainsi qu'au
programme de soutien au cinéma MEDIA. En avril 2014, le Conseil fédéral consent
néanmoins au débloquement du crédit-cadre de 45 millions de francs en faveur de la
Croatie, donnant a ses partenaires européens un signal positif en faveur de la libre
circulation. Au printemps 2016, le dossier croate offre la possibilité a la Suisse de faire
un pas de plus vers Bruxelles. Telle est du moins la volonté du Conseil fédéral, dont les
discussions avec I'Union européenne pour une application de [l'initiative du 9 février
compatible avec la libre circulation des personnes sont gelées jusqu'au référendum
britannique du 23 juin 2016. Rappelons également que la signature du protocole Il pour
|'extension de I'ALCP a la Croatie est conditionnellement liée a la participation de la
Suisse a Horizon 2020. En effet, en I'absence de ratification du protocole en question,
la Suisse, une fois passé le délai de février 2017, sera considérée comme un Etat tiers
pour la mise en oeuvre du programme-cadre, dont la portée est jugée primordiale dans
les domaines de la recherche et de I'économie.

Le Conseil national est le premier a se prononcer sur le sujet le 26 avril 2016. Les
critiques émanent tout particulierement des rangs de I'Union démocratique du centre
(UDC), qui dénonce l'incompatibilité du protocole avec I'article 121a de la Constitution.
Selon des propos traduits de l'allemand au francais par la Tribune de Genéve, le
conseiller national Roger Képpel (udc, ZH) prend & partie la ministre en charge du DFJP,
qui finit par quitter la salle du Conseil national. "Je m’étonne, je m’interroge, je
m’émerveille de la frivolité avec laquelle vous faites fi de la Constitution”, s'exclame le
rédacteur en chef de la Weltwoche. S'il est vrai qu'a la suite de la votation du 9 février
2014, le Conseil fédéral avait dans un premier temps exclu I'extension de I'ALCP a la
Croatie, Simonetta Sommaruga plaide désormais en faveur d'une "adaptation aux
circonstances”. Selon une majorité de la chambre du peuple, le rejet de I'extension de
la libre circulation a la Croatie ne peut se justifier, d'autant plus si ce refus s'effectue
au détriment de la voie bilatérale et de la participation de la Suisse a Horizon 2020. Le
Conseil national se prononce donc en faveur du projet du Conseil fédéral (122 voix
pour, 64 contre et 1 abstention). Du coté des titres de presse, si certains dénoncent un
"zigzag politico-juridique”, I'analyse semble quasi unanime: "la Suisse lache du lest pour
amadouer son partenaire" européen.

Le projet passe au Conseil des Etats qui, au début du mois de juin 2016, opte pour
|"ajout d'une condition au projet initial, précisant que le Conseil fédéral n'est autorisé a
ratifier I'extension de I'ALCP a la Croatie qu'aprés s'étre accordé avec ['Union
européenne sur une réglementation de la gestion de I'immigration compatible avec la
Constitution fédérale. La chambre des cantons se conforme ainsi a l'avis de la CPE-CE
(33 voix pour la modification, 10 en faveur de la décision du Conseil national et O
abstention). Selon Christian Levrat (ps, FR), la précision votée par une majorité des
sénatrices et sénateurs est essentielle: "le Parlement ne peut pas, en toute
connaissance de cause, autoriser le Conseil fédéral a violer la Constitution."

Au début du mois de juin 2016, la chambre basse s'oppose, par 116 voix contre 68, a la
modification du Conseil des Etats. La majorité du Conseil national rappelle I'importance
de la ratification du protocole Il pour l'avenir de la recherche suisse et qualifie
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|'adjonction demandée par le Conseil des Etats d'"obstacle inutile". Invoquant le
respect inconditionnel de la constitution, I'UDC est le seul parti a se montrer favorable
a la version de la chambre haute.

Le 16 juin 2016, les deux chambres du Parlement se résolvent finalement au
pragmatisme et acceptent tour a tour la proposition énoncée par la conférence de
conciliation. Le projet du gouvernement helvétique est modifié comme suit: le Conseil
fédéral est autorisé a ratifier le protocole si une réglementation sur la gestion de
I'immigration compatible avec I'ordre juridique suisse (et non plus avec la Constitution,
comme demandé par le Conseil des Etats dans un premier temps) est établie avec
|'Union européenne.

En décembre 2016, le Conseil fédéral opte en définitive pour la ratification du
protocole Il relatif a I'extension de la libre circulation des personnes & la Croatie.
L'exécutif national considére en effet que la condition de compatibilité exigée par les
chambres fédérales est remplie, le Parlement ayant accepté la loi d'application de I'art.
121 Cst. le 16 décembre 2016. ®

Im Mérz 2018 reichte Eric Nussbaumer (sp, BL) ein Postulat mit Bezug auf die
parlamentarische Mitwirkung in Angelegenheiten Schweiz/EU ein. Im Rahmen der
Botschaft zum institutionellen Abkommen zwischen der Schweiz und der EU soll der
Bundesrat auch Varianten der zuklnftigen Beteiligung des Parlaments in der
Europapolitik aufzeigen.

In der jlingeren Vergangenheit wurden bereits mehrfach ahnliche Anliegen, die mehr
parlamentarische Partizipation in Sachen Schweiz-EU verlangten, an den Bundesrat
herangetragen. Ein Beispiel dafur ist die Motion «Massnahmen zur frihzeitigen
Information des Parlaments Uber relevante européische Gesetzgebungsentwirfe» (Mo.
10.3005) sowie ein - ebenfalls von Eric Nussbaumer- angedachtes parlamentarisches
Verbindungsbiiro bei der EU (Mo. 14.3646). Diese Motion scheiterte jedoch 2014, weil
sie nicht innerhalb von zwei Jahren im Rat behandelt wurde. Laut Nussbaumer seien
die potentiellen Mdéglichkeit einer starkeren Einbindung des Parlaments somit auch
heute noch nicht eindeutig geklart. Er verlangte folglich insbesondere die Prifung funf
spezifischer Massnahmen: Schaffung einer standigen Kommission fur Angelegenheiten
Schweiz-EU; Schaffung des bereits erwéhnten Verbindungsbiros; Schaffung einer
standigen gemeinsamen Delegation der APK-NR und der APK-SR; Monitoring der
Bundesversammlung Uber flr die Schweiz relevante EU-Rechtssetzungsprozesse; volles
Stimmrecht  der  Schweizer  Parlamentsdelegation im EWR- und  EU-
Parlamentarierkommitee.

In seiner Stellungnahme vom Mai 2018 &usserte sich der Bundesrat positiv hinsichtlich
einer engen Einbindung der Bundesversammlung in die Schweizer Europapolitik. Das
noch ausstehende institutionelle Abkommen zwischen der Schweiz und der EU soll
primér die effizientere Anwendung der bilaterale Marktzugangsabkommen erméglichen.
Im Kontext dieser Zusammenarbeit kénne das Abkommen auch als Rahmen flr eine
verstarkte Kooperation der Bundesversammlung und des Europaischen Parlaments
fungieren. Massnahmen zur Starkung der Rolle des Parlaments in der Schweizer
Europapolitik kénnten jedoch erst nach Abschluss der Verhandlungen vorgelegt
werden. Trotzdem beantragte der Bundesrat die Annahme des Postulats.

In der Folge wurde das Postulat in der Sommersession 2018 von Nationalrat Roger
Koppel (svp, ZH) bekdmpft. Dieser zog seinen Antrag auf Ablehnung in der Herbstsession
2019 zuruck, kurz darauf folgte jedoch eine erneute Bekédmpfung, dieses Mal durch
Pirmin Schwander (svp, SZ). Die Behandlung durch den Nationalrat wurde durch das
Vorgehen der SVP-Nationalréate somit zweimalig verschoben, womit auch diesem
Postulat die Abschreibung aufgrund von Nichtbehandlung drohte. ?

Nach dem mit Spannung erwarteten Treffen zwischen Bundesprasident Parmelin und
der Prasidentin der Europdischen Kommission, Ursula Von der Leyen, am 23. April
2021 schien die Lage mehr oder weniger unveréndert. Die Verhandlungen zu einem
Rahmenabkommen wurden nicht abgebrochen, angenédhert hatte man sich aber auch
nicht und darlber hinaus seien auch keine weiteren Treffen vereinbart worden,
berichtete die NZZ am Folgetag. «Wir haben festgestellt, dass wir in unseren Positionen
weiterhin erhebliche Differenzen haben», fasste Bundespréasident Parmelin die
Ergebnisse des eineinhalbstiindigen Gesprachs vor der Presse lapidar zusammen. Der
Chefsprecher der EU-Kommission erklérte im Nachgang des Treffens, dass die Schweiz
die drei umstrittenen Bereiche ganzlich aus dem Abkommen herausldsen wolle, was aus
Sicht der EU «nicht akzeptabel» sei. Dennoch zeigte sich die EU fur weitere
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Verhandlungen offen und forderte die Schweiz auf, Kompromisse einzugehen.
Bundesrat Parmelin liess verlauten, dass der Gesamtbundesrat die Situation analysieren
werde und dafur auch die zustandigen Parlamentskommissionen, die Kantone und die
Sozialpartner konsultieren wolle. Im Interview mit dem Sonntagsblick meinte Guy
Parmelin, dass eine Verhandlung «<immer das Risiko eines Scheiterns» beinhalte, wobei
die Verhandlungen mit der EU aber noch nicht vorbei seien. Er deutete dabei an, dass
der Bundesrat «immer in Alternativen denkt», relativierte aber zugleich, dass eine
Diskussion Uber Alternativen zum Rahmenabkommen noch verfriht sei. Die
Stimmbevdlkerung solle aber nur dann Uber das Abkommen entscheiden durfen, wenn
der Bundesrat von dessen Inhalt Uberzeugt sei.

Die Reaktionen der Schweizer Parteien verdeutlichten die Ungewissheit Uber den
Zustand des Rahmenabkommens. Wahrend die SVP offiziell die Beerdigung des
Rahmenvertrags forderte, begrisste die FDP die Weiterfihrung der Gesprache. Jurg
Grossen (glp, BE) kritisierte, dass der Bundesrat Maximalforderungen eingebracht habe,
womit er mutwillig das Scheitern des Abkommens riskiert habe. Economiesuisse und
Swissmem bedauerten die ausbleibenden Fortschritte, wohingegen die Mitte und die SP
bekraftigten, den Vertrag in der vorliegenden Form ablehnen zu wollen. Die
Gewerkschaften zeigten sich weiterhin unerbittlich und hielten daran fest, das
Abkommen zu blockieren, solange der Lohnschutz nicht davon ausgenommen werde.
Ausgerechnet in der SP - die sich lange auf diesen Standpunkt gestellt hatte - regte sich
nach dem Treffen jedoch vereinzelt Widerstand gegen diese Haltung. Eine Gruppe
prominenter Parteimitglieder - darunter Alt-Bundesrat Moritz Leuenberger und
Nationalrat Molina (sp, ZH) - setzten sich hingegen daflir ein, dass der Lohnschutz zwar
ins Abkommen aufgenommen wird, dort aber garantiert wird. Diesem Vorgehen
diametral entgegen stand SGB-Prasident Maillard, der den EuGH nicht an der Auslegung
der Schweizer Lohnschutzmassnahmen teilhaben lassen wollte. Die APK-NR gab in einer
Stellungnahme bekannt, dass sie den Bundesrat dazu auffordere, erneut
Kompromissvorschldge auszuarbeiten, um die drei offenen Punkte zu I6sen -
flankierende Massnahmen, Unionsburgerrichtlinie und staatliche Beihilfen - und das
Abkommen zeitnah abzuschliessen. Die APK-SR machte sich hingegen bereits auf ein
Scheitern des Rahmenabkommens gefasst und nahm einen Antrag an, der vom
Bundesrat ein aussenpolitisches Konzept forderte, in dem dieser aufzeigen solle, wie
die Beziehungen mit der EU im Sinne eines «Modus Vivendi» flr die kommenden Jahre
konstruktiv und stabil gestaltet werden kénnten.

Die EU schien nach dem ergebnislosen Spitzentreffen auf Nebenschauplatzen
zusétzlichen Druck auf die Schweiz aufbauen zu wollen. Am 26. April berichtete die NZZ
Uber Aussagen einer EU-Beamtin, dergemass die Gesprache Uber die Teilnahme am
Forschungsprogramm Horizon Europe erst dann beginnen wurden, wenn die Schweiz
den zweiten Kohasionsbeitrag freigegeben habe. Dieser war von der Schweiz blockiert
worden, nachdem die EU der Schweiz die Bérsenaquivalenz entzogen hatte. Wegen der
fehlenden Assoziierung der Schweiz an Horizon Europe wurde zudem Anfang Mai der
Aufnahmeantrag der SBB fir ein paneuropaisches Bahnprojekt sistiert und der Tages-
Anzeiger vermutete auch hinter der Aufhebung der Exportkontrolle fur Corona-
Impfstoffe der EU flr Liechtenstein eine Ungleichbehandlung gegenuber der Schweiz.
Fur Aufsehen sorgte wenige Tage nach dem Treffen in Brussel die Veroffentlichung des
Schweizer Verhandlungsmandats, welches gegen den Willen des Bundesrats an die
Medien gelangt war. Die NZZ stellte fest, dass die Schweiz in den drei strittigen Punkten
zwar weitreichende Eingestéandnisse gefordert habe, diese jedoch nicht so weit gingen,
wie es die EU dargestellt hatte. So habe die Schweiz zwar den expliziten Ausschluss
gewisser Aspekte, aber keinen vollstandigen Ausschluss der Unionsburgerrichtlinie
gefordert. Als Knackpunkt erwies sich offensichtlich vor allem das «Recht auf
Daueraufenthalt», da das EJPD Flrsorgeabhéangigkeit und  erschwerte
Ausschaffungsbedingungen beflrchtete.

In der Zwischenzeit blieb auch das Parlament nicht untatig. Die FDP-Fraktion sowie
Aussenpolitikerinnen und Aussenpolitiker verschiedener Parteien verlangten vom
Bundesrat eine Stellungnahme zu den potenziellen Risiken im Falle eines Scheiterns des
Rahmenabkommens. Hervorgehoben wurden in der Interpellation (Ip. 21.3516) vor allem
die auslaufenden Marktzugangsabkommen sowie die Nachteile bei Forschungs- und
Bildungsprogrammen. Auch die APK-NR wurde aktiv und forderte vom Bundesrat die
Herausgabe eines als geheim deklarierten Dokuments, welches die negativen Folgen
eines Scheiterns im Detail darstellte. Nationalratin Schneider-Schneiter (mitte, BL) liess
verlauten, dass der Inhalt dieser Studie zentral fur die Meinungsbildung sei, und ihr
Ratskollege Nussbaumer (sp, BL) befand es fir «unséglich», wie der Bundesrat in
diesem Dossier die «Rechte des Parlaments beschnitten» habe.

Wahrend die Meinungsbildung der Aussenpolitikerinnen und Aussenpolitiker noch im
Gange war, verlangten die Kantone vom Bundesrat die Fortfuhrung der Verhandlungen.
Auch aufseiten der EU fand sich weiterhin Unterstltzung fir das Rahmenabkommen.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23

1



INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 26.05.2021
AMANDO AMMANN

Am 11. Mai trafen sich die Europa-Minister der 27 EU-Mitgliedstaaten und ermutigten
die Kommission dazu, die Verhandlungen mit der Schweiz nicht abzubrechen, sondern
eine einvernehmliche Losung zu erarbeiten. Weiterhin blieb jedoch unklar, welche
Form eine derartige Losung annehmen kdénnte, da beide Seiten keine weiteren
Kompromisse einzugehen bereit waren. Die NZZ und der Tages-Anzeiger zeigten sich
am 14. Mai in ihrer Berichterstattung etwas Uberrascht davon, dass
Verteidigungsministerin Amherd dem Gesamtbundesrat einen «Plan B» vorgelegt habe.
In einer Phase, in der viele Politiker das Abkommen bereits fir tot erklart hatten, setzte
sich Amherd fur ein Entgegenkommen der Schweiz ein. Ihr Vorschlag sah vor, dass die
Schweiz die Unionsburgerrichtlinie Ubernahme und im Gegenzug eine Schutzklausel
eingefihrt wirde, mithilfe derer man die neuen Regeln in den ersten Jahren
widerrufen kénne, falls gewisse Grenzwerte Uberschritten wirden. Damit wolle Amherd
den Ergebnissen einer ersten bundesratlichen Aussprache entgegenwirken, bei der
eine Mehrheit der Ratsmitglieder zum Abbruch der Verhandlungen tendiert habe, wie
der Tages-Anzeiger berichtete. Amherds Vorschlag fand Zuspruch bei der APK-NR, die
wenige Tage darauf den Bundesrat zur Anpassung des Verhandlungsmandats
aufforderte, um doch noch einen Kompromiss zu ermoglichen. Zudem machte sie wie
zuvor schon ihre Schwesterkommission deutlich, dass der Verhandlungsabbruch ohne
Konzept flir die Weiterfihrung der bilateralen Vertrage keine Mdglichkeit darstelle.
Schliesslich manifestierte sich auch in der Zivilbevélkerung Widerstand gegen das
drohende Verhandlungsende. Eine «Allianz von Europafreunden», wie der Tages-
Anzeiger sie bezeichnete, erarbeitete einen Initiativtext, um das Rahmenabkommen
notfalls vor das Stimmvolk zu bringen. Diese Allianz setzte sich auf unterschiedlichen
Interessensgruppen zusammen, darunter die Operation Libero, das Komitee
«Progresuisse», aber auch die Alt-Bundesrédte Arnold Koller (cvp) und Doris Leuthard
(cvp). ™

Am 26. Mai 2021 brach der Bundesrat die Verhandlungen Uber das institutionelle
Rahmenabkommen mit der EU offiziell ab. Nach dem Treffen von Bundesprasident
Parmelin mit Kommissionsprasidentin von der Leyen Ende April 2021, hatte sich in dem
Dossier lang wenig bewegt, bis schliesslich Radio SRF mit der Publikation eines vom
Bundesrat als geheim eingestuften Dokuments, welches die Risiken und
Nebenwirkungen eines gescheiterten Rahmenabkommens aufschlisselte, fir neuen
Gesprachsstoff sorgte. Potenziell schwerwiegende Konsequenzen drohten in einer
ganzen Palette von Themenbereichen, die von Strom und Handel tber Gesundheit bis
zur Filmforderung reichten. Insbesondere auf die Gefahr, dass bestehende Abkommen
nicht erneuert werden, oder dass die EU die Aquivalenz der Schweizer Gesetzgebung
nicht anerkennen wirde, wurde hingewiesen. So kénne beispielsweise eine fehlende
Gleichwertigkeit beim Datenschutz zahlreiche Schweizer KMUs und deren
Geschaftspraktiken bedrohen, hielt der Bericht fest. Nichtsdestotrotz fand sich im
Medienecho zu jenem Zeitpunkt zumindest ein Funken Hoffnung auf einen positiven
Ausgang der Verhandlungen. Der Sonntags-Blick zitierte in der Ausgabe vom 23. Mai aus
einer E-Mail der EU-Chefunterhandlerin Riso, in der diese die Diskussion Uber die
Unionsburgerrichtlinie als «am wenigsten finalisierte» Frage bezeichnete, gleichzeitig
aber eine gewisse Kompromissbereitschaft der EU ausdrickte, den Vertrag erneut
durchzugehen und nach Losungen zu suchen. Gleichentags veroffentlichte die
Sonntagszeitung jedoch die Meldung, dass der Bundesrat den Abbruch der
Verhandlungen iiber das Rahmenabkommen am 26. Mai vorsehe. Gemass
Sonntagszeitung plante der Bundesrat stattdessen einen Auffangplan, um den Konflikt
mit der EU und die negativen wirtschaftlichen Folgen innen- und aussenpolitisch
abzuschwéchen. Unter anderem sei die Freigabe des zweiten Kohasionsbeitrags
vorgesehen, um Kooperationen wie das Forschungsprogramm Horizon weiterfihren zu
konnen. Eine weitere Moglichkeit der Bekraftigung des bilateralen Wegs - «Stabilex»
genannt - beinhalte die einseitige Anpassung des Schweizer Rechts in politisch
unumstrittenen  Bereichen an  EU-Bestimmungen, berichteten sowohl die
Sonntagszeitung wie auch die NZZ.

Am 26. Mai bestatigte der der Bundesrat also diese Gerlchte und erklarte die
Verhandlungen in einer Medienmitteilung fir beendet. Dieser war zu entnehmen, dass
der Bundesrat in zentralen Bereichen des Abkommens - Lohnschutz,
Unionsburgerrichtlinie, staatliche Beihilfen - weiterhin substanzielle Differenzen
identifiziert hatte, weshalb er sich entschieden habe, das InstA nicht zu unterzeichnen
und dies der EU auch so mitzuteilen. Im offiziellen Schreiben an die Européische
Kommission bot der Bundesrat die Einrichtung eines regelmassigen politischen Dialogs
sowie die Prufung von Problemen hinsichtlich der bestehenden Abkommen und die
Suche nach pragmatischen Loésungen an. Er formulierte darin auch die
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Erwartungshaltung, dass die geltenden Abkommen «von beiden Parteien weiterhin
vollumfanglich angewandt und im Falle relevanter Weiterentwicklungen des EU-Rechts
aktualisiert» wirden. Dabei hob er vor allem die Zusammenarbeit im Gesundheits- und
Strombereich hervor. In seiner Medienmitteilung gestand der Bundesrat, dass das
Nichtzustandekommen gewisse Nachteile mit sich bringe, wie zum Beispiel die
Tatsache, dass keine neuen Marktzugangsabkommen abgeschlossen werden kénnen. Er
betonte jedoch, dass die Schweiz die bilaterale Zusammenarbeit mit der EU
weiterfiihren wolle, weil man nicht nur in wirtschaftlicher Hinsicht verbunden sei,
sondern auch eine europaische Wertegemeinschaft bilde und gemeinsam globale
Herausforderungen angehe. Der Bundesrat versprach, den politischen Dialog mit der EU
zu suchen und sich fur eine rasche Deblockierung der Kohasionsmilliarde einzusetzen.
Er liess auch verlauten, dass er das EJPD damit beauftragt habe, gemeinsam mit
anderen Departementen die Méglichkeit von eigenstandigen Anpassungen im Schweizer
Recht (Stabilex) zu prifen, um dadurch die bilateralen Beziehungen zu stabilisieren.

Die EU-Kommission bezog gleichentags Stellung zur «einseitigeln] Entscheidung» und
druckte ihr Bedauern Uber den Ausgang der Verhandlungen aus. Das InstA hatte eine
Verbesserung des bilateralen Ansatzes ermodglicht und dessen Weiterentwicklung
sichergestellt, liess die Kommission verlauten. Aus Kreisen der Kommission wurden
zudem Stimmen laut, die behaupteten, die EU hatte zurzeit dringendere Probleme als
die Schweiz, beispielsweise die Lage in Belarus. Der luxemburgische Aussenminister
Jean Asselborn winschte sich im Gesprach mit Le Temps eine solide
Verhandlungsbasis, weil man die Situation so nicht auf sich beruhen lassen kénne.
Weitere prominente EU-Parlamentarier reagierten prompt auf diesen Paukenschlag.
Andreas Schwab, der Vorsitzende der EU-Parlamentsdelegation fur die Beziehungen zur
Schweiz, sah durch den Entscheid mehr als sieben Jahre Verhandlungen «sinnlos
vergeudet», wobei die offenen Fragen auch nach dem Verhandlungsabbruch weiter
bestiinden. Die vom Bundesrat geplante Freigabe der Kohasionsmilliarde wirde die
angespannte Situation seiner Meinung nach nicht verbessern. Er warnte auch, dass sich
die EU-Kommission in Zukunft noch genauer darauf achten werde, ob die Schweiz die
geltenden bilateralen Vertrage korrekt umsetze. Die NZZ berichtete, dass die EU auf den
Schweizer Vorschlag der selektiven Rechtsangleichung verargert reagiert habe. Neue
sektorielle Marktzugangsabkommen in den Bereichen Strom oder Medizinaltechnik
seien ohne Ubergeordneten Rahmen nicht denkbar, schliesslich habe die EU-
Kommission klar gemacht, dass ein privilegierter Zugang zum Binnenmarkt gleiche
Regeln und Pflichten voraussetze, so die NZZ.

«Gratulation an den Bundesrat» titelte der Blick am Tag nach der Entscheidung und
sowohl SVP-Parteiprésident Chiesa (svp, TI) wie auch SGB-Prasident Maillard (sp, VD)
zeigten sich erleichtert Uber den Abbruch, wenn auch aus unterschiedlichen Grinden.
Maillard ~ dusserte  seine  Zufriedenheit  Gber den  Abbruch an  der
Delegiertenversammlung des SGB, wo er klar machte, dass die Gewerkschaften nie eine
Schwachung des Lohnschutzes hingenommen hatten. Der SGB forderte fir das weitere
Vorgehen die Beibehaltung der bilateralen Abkommen, mehr sozialen Schutz,
Mindestléhne und verbindliche Tarifvertrége, nur dann wirde man Reformen
unterstitzen, sagte Maillard. Chiesa sah im Abbruch indes einen «Sieg fur die
Selbstbestimmung, die direkte Demokratie und die Schweizer Bevdlkerung». Die
Reaktionen der Schweizer Parteien fielen sowohl bezuglich Inhalt als auch Intensitat
unterschiedlich aus. Als «das grosste Armutszeugnis, das ich von unserer
Landesregierung je gesehen habe» kritisierte Jirg Grossen (glp, BE) den Bundesrat
harsch fir dessen Entscheid. Er sparte auch nicht mit Kritik an anderen Parteien wie
der SP, die sich von den Gewerkschaften habe treiben lassen, der Mitte, deren
Président eine schadliche Haltung vertreten habe, und der FDP, welche laut Grossen
mit ihren zwei Bundesraten die Hauptverantwortung flr das Scheitern trage. Die SP und
die FDP bedauerten das Scheitern des InstA zwar beide, machten aber mit Ignazio
Cassis respektive den Gewerkschaften unterschiedliche Akteure dafur verantwortlich.
SP-Co-Préasident Wermuth (sp, AG), der sich lange optimistisch gegeben hatte und
einen Kompromiss bei der Unionsbirgerrichtlinie in Betracht gezogen hatte, kritisierte
den Bundesrat im Tages-Anzeiger daflr, dass er parallel zum Abbruch keinen Plan B
vorlegen konnte und forderte eine Auslegeordnung, bei der auch der EWR- und EU-
Beitrittsverhandlungen zur Wahl stehen. Petra Gossi (fdp, SZ) griff an gleicher Stelle
hingegen die Gewerkschaften an, die «jeden Kompromiss beim Lohnschutz verhindert>»
hatten und forderte neben einer gemeinsamen Losungssuche mit der EU auch ein
«Fitnessprogramm>», beispielsweise einen Einheitssatz bei der Mehrwertsteuer. Gossi
erklarte, dass sich die FDP flr den bilateralen Weg nach aktuellem Stand einsetze und
weder eine Vertiefung noch einen Ruckbau der Beziehungen unterstitze. Konkret
fordere sie eine limitierte Dynamisierung der Bilateralen in technischen Sachbereichen,
die unbestritten sind; aktive Partnerschaften mit Drittstaaten durch neue
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 30.09.2021
AMANDO AMMANN

Freihandelsabkommen und einen flexibleren Arbeitsmarkt mit héheren Kontingenten
fur Fachkrafte aus Drittstaaten. Zufrieden zeigten sich gegentuber dem Tages-Anzeiger
Mitte-Président Gerhard Pfister (mitte, ZG), der geméss Blick an den Von-Wattenwyl-
Gesprachen Anfang Mai bereits offen den Verhandlungsabbruch gefordert haben soll
und sich tber die neu herrschenden Klarheit freute, - ebenso wie Thomas Aeschi (svp,
ZG), der einzig das Abkommen Uber die Medizinaltechnik als Problem anerkannte.
Ebenjene Medtech-Branche wurde von den Medien zum <«ersten Opfer» des
Verhandlungsabbruchs ernannt, denn am gleichen Tag, an dem das Rahmenabkommen
beerdigt wurde, trat eine neue EU-Regulierung zu Medizinprodukten in Kraft. Zwar
hatte die Schweiz ihr Recht an diese neue Regulierung angepasst, doch da die EU die
Erneuerung des Abkommens zur gegenseitigen Anerkennung von
Produktbescheinigungen verzogerte, galten Schweizer Anbieter in der EU fortan als
Drittstaatenanbieter. Daher mussten Schweizer Exportfirmen pl6étzlich Bevollméchtigte
mit Niederlassung im EU-Raum bestimmen und deren Produkte bendtigten eine
spezifische Etikettierung. Insgesamt rechnete der Branchenverband Swiss Medtech mit
einmaligen Zusatzkosten von CHF 110 Mio. und einem jahrlichen Zusatzaufwand in Hohe
von CHF 75 Mio., was einer Exportsteuer von 1.4 bis 2 Prozent gleichkame. Laut Swiss
Medtech mache diese neue Regelung die Schweiz als Hauptsitz flr aussereuropaische
Firmen unattraktiv.

Wie der Tages-Anzeiger berichtete, hatten europafreundliche Akteure aus Politik,
Wirtschaft und Zivilgesellschaft schon im Vorfeld des Verhandlungsabbruchs unter der
Leitung der Operation Libero Uber eine Volksinitiative zur institutionellen Einigung mit
der EU beraten. Die Operation Libero verklndete, dass die Idee einer Volksinitiative
nach dem Scheitern des Rahmenabkommens «iberhaupt nicht vom Tisch» sei. Zwar sei
es schwieriger geworden, die Unterzeichnung des Rahmenabkommens zu fordern, doch
es gebe weiter Ideen, wie man die institutionellen Fragen mit der EU klaren kénnte. Der
emeritierte Rechtsprofessor Thomas Cottier beflrwortete die Lancierung einer
Volksinitiative, denn es musse endlich eine richtige europapolitische Debatte in Gang
gesetzt werden. Den Plan B des Bundesrats, sich durch Stabilex einseitig an EU-Recht
anzupassen, bezeichnete er als «kolossales Eigentor» und den Ausgang der
Verhandlungen als «Regierungsversagen», weil die Schweiz sich damit noch starker als
bisher selbststandig an das EU-Recht anpassen werde ohne Uber ein Mitspracherecht
zu verfligen und ohne dass dadurch der Marktzugang gesichert werde. Cédric Wermuth
und SP-Nationalrat Eric Nussbaumer (sp, BL) gingen in ihren Vorschlédgen noch weiter
und stellten einen EU- oder EWR-Beitritt in Aussicht. Um diese Annaherung zu starten,
schlug die SP ein ganzes Bundel an Massnahmen, Reformen und Gesprachsangeboten
vor. Die Kohéasionsmilliarde solle nicht nur freigegeben, sondern auch substanziell
erhoht werden. Darlber hinaus solle die Schweiz in den Bereichen Migration, Green
New Deal, Wirtschaftsprogramm nach Covid aber auch in Steuerfragen, wie der
Unternehmensbesteuerung, Kooperationsvertrage mit der EU abschliessen. Mittelfristig
kénne man so die Beziehung zur EU wieder normalisieren, erklarte Parteiprasident
Wermuth. Die Forderung des EU-Beitritts mit Opting-Out (Ausnahmebestimmungen)
seines Parteikollegen Fabian Molina beurteilte Wermuth nichtern als «kein kurzfristig
realistisches Szenario», aber er hielt die Beitrittsdiskussion fur notig. Molinas
Extremposition stiess bei den Grinen und den Grinliberalen zu diesem Zeitpunkt
jedoch auf wenig Unterstitzung. Sowohl Balthasar Glattli (gp, ZH) wie auch Jlrg Grossen
bevorzugten gemassigtere Alternativen wie ein neues Rahmenabkommen oder den
EWR. Die Mitte und die FDP distanzierten sich hingegen in der Offentlichkeit von
Annaherungsmassnahmen, die Uber die Freigabe der Kohasionsmilliarde hinausgingen.
Im Parlament wurden Anfang Juni verschiedene Vorstdsse eingereicht, die vom
Bundesrat eine umfassende Auslegeordnung der bilateralen Beziehungen forderten
oder konkrete Handlungsalternativen vorschlugen, darunter auch eine Motion von
Molina zum EU-Beitritt. "

Etwa anderthalb Stunden diskutierte der Nationalrat in der Herbstsession 2021 iber die
Freigabe des zweiten Kohasionsbeitrags an die EU. Die APK-NR empfehle, den
Vorschlag des Bundesrats anzunehmen und mit dem Entscheid einem «konstruktiven
Ansatz in der Europapolitik Raum zu geben», teilte Kommissionssprecher Nussbaumer
(sp, BL) zu Beginn der Debatte mit. Die Kommission wolle den Bundesbeschluss zur
Freigabe der Kohasionsmilliarde jedoch dahingehend erganzen, dass Verpflichtungen
auf Grundlage des Kohasionskredits erst eingegangen wirden, nachdem der Bundesrat
die Finanzierungsbotschaft zur Schweizer Teilnahme an Erasmus plus vorgelegt hat. Um
diesen Prozess zu beschleunigen, hatte die APK-NR Anfang September 2021 eine
entsprechende Kommissionsmotion eingereicht.

Obwohl sich alle Fraktionen mit Ausnahme der SVP flir die Annahme des
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Bundesbeschlusses aussprachen, bendtigten die Mitglieder des Nationalrats in der
Folge viel Sitzfleisch, bis sie eine Entscheidung treffen konnten. So wehrte sich die SVP-
Fraktion vehement gegen das Anliegen der Kommissionsmehrheit, wobei ihre Mitglieder
zahlreiche Fragen an die Rednerinnern und Redner stellten und dem Rat mehrere
Minderheitsantrége vorlegten. Thomas Aeschi (svp, ZG) etwa wollte von
Kommissionssprecher Nussbaumer wissen, weshalb die APK-NR trotz weiterer
Diskriminierungen die Freigabe unterstitze. Er beklagte die fehlende Assoziierung an
Horizon Europe und an Erasmus plus sowie die Probleme im gesamten Strombereich
und beim Mutual Recognition Agreement (MRA). Nussbaumer erklarte die Entscheidung
der Kommission damit, dass man mit dem Entscheid ein neues Kapitel in den
bilateralen Beziehungen aufschlagen kénne. Zwei Minderheitsantrage von Roger Képpel
(svp, ZH) verlangten, nicht auf das Geschaft einzutreten respektive keine
Verpflichtungen auf Grundlage des Rahmenkredits einzugehen, bis die Schweiz an
Horizon Europe assoziiert sei oder die Borsendquivalenz wiederhergestellt worden sei.
Eine Minderheit Nidegger (svp, GE) wollte die Vorlage an den Bundesrat rlickliiberweisen
und ihn beauftragen, die Kohésionsmilliarde fir die Sanierung der AHV zu verwenden.
Franz Gruter (svp, LU) schlug mit seinem Einzelantrag vor, den Beschluss dem
fakultativen Referendum zu unterstellen.

Uberdies legten die Sprecherinnen und Sprecher aller Fraktionen deren Position
ausflhrlich dar. So warf etwa Sibel Arslan (basta, NR) fir die Grline Fraktion sowohl der
Schweiz wie auch der EU vor, Fehler gemacht zu haben, sah den finalen Fehltritt aber
auf Schweizer Seite, und zwar im Abbruch der Verhandlungen Uber das
Rahmenabkommen. Die Freigabe der Kohasionsmilliarde erachtete sie als einen Schritt
zur Normalisierung und als Erfullung eines langst gemachten Versprechens. Da die
Motion der APK-NR zur Finanzierungsbotschaft von Erasmus plus bereits angenommen
worden war, forderte sie in einem Minderheitsantrag die Streichung der
entsprechenden Bedingung. Ahnlich ténte es auch von SP-Sprecher Molina (sp, ZH), der
das Ende der Verhandlungen ebenfalls als «verantwortungslos» kritisierte. Auch aus
Sicht der GLP sei der Verhandlungsabbruch ein «grosser Fehler» gewesen, meinte
Roland Fischer (glp, LU). Die Schweiz profitiere enorm vom européischen Binnenmarkt
und zahle im Verhéltnis zu Norwegen sehr wenig fur den Zugang. Die FDP setze sich fur
die Freigabe des Kohasionsbeitrags ein, um die Negativspirale im Verhéltnis zur EU zu
durchbrechen, erklarte Christa Markwalder (fdp, BE). Auch sie sprach das Uberaus
gunstige Kosten-Nutzen-Verhéltnis an, dass die Schweiz im Hinblick auf die
Verflechtung mit dem Binnenmarkt aufweise. Eine Verringerung der wirtschaftlichen
und sozialen Ungleichheiten wirke sich Uber die europaweiten Bildungs-, Forschungs-
und Kulturkooperationen auch positiv auf die Schweiz aus. Mitte-Nationalratin
Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) hob die Bedeutung der Kohasionszahlung fur
das Vorankommen im Horizon-Dossier hervor. Die Nichtassoziierung der Schweiz sei
zwar diskriminierend und die VerknUpfung mit der Kohasionsmilliarde «unschén>», doch
rechtlich gesehen stehe die EU nicht in der Pflicht, Abkommen mit der Schweiz zu
aktualisieren. Auch die Mitte-Fraktion unterstitze die Freigabe des Beitrags sowie den
Minderheitsantrag Arslan, gab sie bekannt. Nationalrat Griter vertrat schliesslich die
Ansicht, dass die Schweiz der EU nichts schulde, da die EU massiv von der Schweiz als
Handels- und Wirtschaftspartnerin profitiere. Er bemaéngelte zudem, dass der
Bundesbeschluss der Schweizer Bevolkerung nicht zur Abstimmung vorgelegt worden
war.

Der im Rat anwesende Aussenminister Cassis drangte die grosse Kammer zur Freigabe
der Zahlung, weil man nur so eine positive Verhandlungsdynamik schaffen und
Fortschritt in anderen Dossiers erzielen kénne. Fur die plétzliche Kehrtwende trotz
andauernder Diskriminierung der EU im Rahmen der aberkannten Bdrsenaquivalenz
habe der Bundesrat zwei Grinde, erklarte Cassis: Einerseits héatten die
Schutzmassnahmen fur die Schweizer Bdrseninfrastruktur die Situation entspannt,
andererseits sei die Rechtsgrundlage fir den zweiten Kohasionsbeitrag auf Ende 2024
befristet. Den Einzelantrag von Franz Gruter empfahl er zur Ablehnung, da
Finanzgeschafte gemass Parlamentsgesetz in Form von einfachen Bundesbeschlissen
erlassen wirden - so etwa auch 2019, als das Parlament die Rahmenkredite der zweiten
Kohasionszahlung genehmigt hatte.

Die grosse Kammer lehnte in der Folge sdmtliche Minderheitsantréage der SVP ab, strich
aber gemass der Forderung von Sibel Arslan die Verknupfung mit der
Finanzierungsbotschaft fur Erasmus plus. Spatabends wurde der Entwurf in der
Gesamtabstimmung mit 131 zu 55 Stimmen (bei 1 Enthaltung) gegen den Willen der SVP-
Fraktion und einiger Fraktionsmitglieder der Mitte angenommen. "?
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In der Herbstsession 2021 beschéftigte sich die grosse Kammer als Zweitrat mit der
Weiterentwicklung von Frontex und der Revision des AIG. Seit 2016 wurde die Grenz-
und Kustenwache der EU in personeller und technischer Hinsicht systematisch
aufgertstet, um die Herausforderungen im Grenz- und Ruckkehrbereich besser
bewaltigen zu kénnen. Da es sich dabei um eine Schengen-Weiterentwicklung handelt,
muss sich auch die Schweiz daran beteiligen, wobei die Beitragszahlungen geméss dem
geltenden Kostenschllssel von CHF 14 Mio. pro Jahr bis 2027 auf CHF 61 Mio. pro Jahr
steigen werden und sich der personelle Aufwand von 24 auf maximal 39 Personen
erhdht. Wahrend die zur Diskussion stehende Anderung des Asylgesetzes in der
Kommission und im Rat nicht wirklich umstritten war, entspann sich eine grossere
Debatte um die Ubernahme der Frontex-Verordnung.

Dabei lagen dem Nationalrat zahlreiche Minderheitsantrage aus dem links-griinen Lager
vor. So bat Alois Gmur (mitte, SZ) den Nationalrat im Namen der Mehrheit der SiK-NR,
einen Minderheitsantrag Seiler Graf (sp, ZH), der die Zahl der alle zwei Jahre
aufgenommenen Resettlement-Flichtlinge in Verbindung mit der Vorlage von 1'500-
2'000 auf 4'000 erhéhen wollte, abzulehnen. Eine derartige Erhohung musse vorgangig
mit den Kantonen abgestimmt werden, argumentierte Gmur. Die Kommissionsmehrheit
wehrte sich gegen eine solche Verknlpfung von Sicherheits- und Asylpolitik. Auch einen
zweiten  Minderheitsantrag von  Fabian  Molina (sp, ZH) empfahl die
Kommissionsmehrheit zur Ablehnung. Fabian Molina hatte vorgeschlagen, dem
Strafgesetzbuch einen Artikel hinzuzufligen, durch den Personen mit Geld- oder
Freiheitsstrafen sanktioniert wdirden, wenn sie Asylsuchende mit Gewalt oder
Gewaltandrohung daran hinderten, in einem Schengen-Staat ein Asylgesuch zu stellen.
Kommissionssprecher Cattaneo (fdp, TI) argumentierte, dass das Strafgesetz diesen
Tatbestand bereits regle. Nationalratin Marti (sp, BL) forderte in einem dritten
Minderheitsantrag die Sistierung des Geschéfts, zumal das EU-Parlament Frontex
zahlreiche Grundrechtsverletzungen und mangelnde Transparenz vorwerfe und man
erst nach Umsetzung der notwendigen Anpassungen Uber einen finanziellen Beitrag
entscheiden solle. Eine weitere Kommissionsminderheit Fivaz (gp, NE) ging noch weiter
als Marti und reichte einen Antrag auf Nichteintreten auf den Bundesbeschluss zur
Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes ein. Fivaz kritisierte, dass die EU mit
der Ausweitung der Frontex-Mittel im Begriff sei, eine «regelrechte Armee»
aufzubauen.

Nationalratin Priska Seiler Graf dusserte sich im Namen der SP-Fraktion dezidiert zu
dieser Vorlage und machte klar, dass die SP Vorlagen zum Ausbau der «Festung Europa»
nicht mehr zustimmen werde, wenn keine humanitdren Ausgleichsmassnahmen
vorgesehen seien. Sie kindigte an, ihre Fraktion werde bei einer Ablehnung des
Minderheitenantrags zur Aufstockung des Resettlement-Kontingents geschlossen gegen
die Vorlage stimmen. Uberraschend ambivalent zeigte sich die SVP-Fraktion, welche bis
anhin samtliche Schengen-Vorlagen konsequent abgelehnt hatte. Die Vorlage sei fur
seine Fraktion «nicht ganz einfach», gab Pirmin Schwander (svp, SZ) unumwunden zu.
Einerseits gehe es um einen Volksentscheid von 2005, den es zu achten gelte,
andererseits um die Neutralitatsfrage und die humanitare Tradition der Schweiz. Man
habe schon 2005 gewusst, dass mit Frontex und Schengen die eigenstandige Asyl- und
Auslanderpolitik der Schweiz verloren gingen. Er liess verlauten, dass man die Anderung
des AIG ablehne, sich bei der Frontex-Vorlage aber nicht einig geworden sei.

Bundesrat Ueli Maurer entgegnete den Kritikern und Kritikerinnen der Vorlage, dass die
EU mit der Einsetzung von 40 Grundrechtsbeobachterinnen und -beobachtern auf die
mangelhafte Rechtssicherheit der Asylbewerbenden reagiert und damit die Anliegen
der Ratslinken weitgehend erflllt habe. Der Ausbau diene auch der Einhaltung der
Grundrechte und der Transparenz und nur durch eine Teilnahme an Frontex kdénne die
Schweiz zur Qualitatssicherung und -verbesserung beitragen, weshalb auch eine
Sistierung nichts bringe. Den Minderheitsantrag Seiler Graf lehne der Bundesrat ab, da
es beim vorliegenden Geschaft um Schengen und Sicherheit und nicht um Dublin und
Asylpolitik gehe - man solle nicht verschiedene Vorlagen vermischen. Er argumentierte,
eine Ablehnung des Minderheitsantrags sei damit auch kein Nein zur Asylpolitik, denn
zum Resettlement gébe es eine allgemeine Zustimmung.

Schliesslich lehnte der Nationalrat den Sistierungsantrag Marti mit 116 zu 64 Stimmen ab
und beschloss mit 1565 zu 35 Stimmen, auf das Geschéaft einzutreten, womit auch Fabien
Fivaz mit seinem Minderheitsantrag scheiterte. Die Anpassung des Asylgesetzes, mit der
die Art und Weise der Kooperation mit Frontex in einer eigenen AlG-Bestimmung
festgelegt werden soll, wurde mit 136 zu 56 Stimmen gegen den Widerstand der SVP
angenommen. Bei der Abstimmung Uber den Minderheitsantrag Seiler Graf zur
Erhéhung des Resettlement-Kontingents setzten sich die Fraktionen der SVP, FDP und
Mitte mit 106 Nein-Stimmen gegenluber 86-Ja Stimmen durch. Auch der
Minderheitsantrag Molina blieb chancenlos und wurde mit 124 zu 68 Stimmen versenkt.
In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die Frontex-Vorlage mit 108 zu 75
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Stimmen (bei 10 Enthaltungen) an. Die Gegenstimmen stammten hauptsachlich von der
SP-und der Grinen-Fraktion, die Enthaltungen ausschliesslich von der SVP-Fraktion.

In der Schlussabstimmung nahm der Nationalrat die Anderung des Asylgesetzes mit 129
zu 55 Stimmen (bei 1 Enthaltung) und der Stédnderat einstimmig an. Bei der Annahme der
Frontex-Vorlage wurde es im Nationalrat mit 88 zu 80 Stimmen (bei 28 Enthaltungen)
unerwartet knapp. Grund dafur waren die vielen Enthaltungen der SVP-Fraktion. Im
Standerat fiel das Resultat mit 30 Ja- zu 14 Nein-Stimmen deutlicher aus. ™

Nachdem der Bundesrat offiziell den Abbruch der Verhandlungen iiber das
institutionelle Rahmenabkommen verkiindet hatte, wurde im Juni 2022 in Reaktion
darauf im Parlament eine Vielzahl an Vorstdssen eingereicht, die sich mit den
bilateralen Beziehungen Schweiz-EU auseinandersetzten.

Die SP-Fraktion forderte vom Bundesrat in einem Postulat (Po. 21.3618) einen Bericht,
in dem vier verschiedene europapolitische Optionen verglichen werden sollten: der
Abbruch des bilateralen Wegs und Ubergang zum Drittstaat-Status; die Beibehaltung
bestehender Abkommen ohne Aktualisierung und Erneuerung der Zusammenarbeit; der
formelle Beitritt zum EWR wund ein EU-Beitritt. Diese Analyse sollte unter
Berucksichtigung  der  demokratischen  Souveranitéat der  Schweiz, ihrer
Interessenwahrung, der Wahrung des wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Wohlstands sowie der geostrategischen Interessen und schliesslich der
gesellschaftlichen Entwicklung vorgenommen werden. Der Bundesrat beantragte die
Annahme des Postulats, mit dem Verweis darauf, dass er in Erfullung der Postulate
Aeschi (svp, ZG; Po. 13.3151), Naef (sp, ZH; Po. 17.4147) und der Grinen Fraktion (Po.
14.4080) ohnehin schon einen derartigen Bericht ausarbeite. Der Nationalrat nahm das
Postulat in der Herbstsession 2021 stillschweigend an.

Die Fraktion der Griinen reichte ein &hnliches Postulat (Po. 21.3667) ein wie die SP,
forderte aber die Uberprifung einer noch grosseren Bandbreite an Alternativen - hinzu
kam die Moglichkeit der Wiederaufnahme der Verhandlungen zum InstA. Die Analyse
der Vorschléage sollte nicht nur wirtschaftliche Gesichtspunkte und den Lohnschutz
miteinbeziehen, sondern auch Aspekte der Bildung, Forschung, Innovation und des
Klimaschutzes bertcksichtigen. Der Bundesrat beantragte auch in diesem Fall die
Annahme des Postulats und begrindete dies wiederum mit dem bereits erwédhntem
Bericht. Der Nationalrat nahm den Vorstoss in der Herbstsession 2021 ebenfalls
stillschweigend an.

Roland Fischers Postulat (glp, LU; Po. 21.3678) war inhaltlich enger gefasst und wollte
den Bundesart lediglich damit beauftragen, eine EWR-Mitgliedschaft der Schweiz zu
prifen und Bericht dartber zu erstatten. Fischer beflirchtete eine Erosion des
bilateralen Wegs und sah im EWR-Beitritt einen naheliegenden Integrationsschritt. Der
Bundesrat beantragte auch in diesem Fall die Annahme des Postulats, dieses wurde
jedoch von Roger Koppel (svp, ZH) in der Herbstsession 2021 bekdampft, weshalb es bis
auf Weiteres nicht im Nationalrat beraten wurde.

Sehr konkret war die Motion Molina (sp, ZH; Mo. 21.3811), mit welcher der Motionar den
Bundesrat zur Aufnahme von EU-Beitrittsverhandlungen bewegen wollte. Innerhalb
eines Jahres sollte ein Verhandlungsmandat erarbeitet werden, das dem Erhalt des
Service public, der staatlichen Beihilfen, der Durchsetzung der Arbeits- und
Lohnbedingungen sowie des Schweizer Frankens Rechnung tragen sollte. Die
demokratischen Instrumente von Volk und Parlament sowie die Mitwirkungsrechte der
Kantone sollten angepasst werden, um einem Beitritt nicht im Weg zu stehen. Der
Bundesrat beantragte die Ablehnung des Vorstosses, da er bereits beim Abbruch der
Verhandlungen beschlossen habe, den bewahrten bilateralen Weg fortzufihren und
dazu eine Reihe von Massnahmen wie die Deblockierung der zweiten
Kohasionsmilliarde beschlossen habe. Dazu gehdére die Bewahrung eines
grosstmoglichen politischen Handlungsspielraums. Der Bundesrat war der Auffassung,
dass auch die EU ein Interesse an der Fortsetzung der bilateralen Zusammenarbeit
habe. Der Nationalrat dusserte sich 2021 noch nicht zum Vorstoss.

Mit etwas Verspatung reichte im September schliesslich auch Thomas Minder (parteilos,
SH; Mo. 21.4184) eine Motion ein, mit der er eine mittel- und langerfristige Strategie fur
eine nachhaltige Zusammenarbeit mit der EU verlangte. Die Ausserungen zu den
bilateralen Beziehungen in der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 seien nach dem
Verhandlungsabbruch teilweise Gberholt. Der Bundesrat beantragte die Annahme der
Motion, weil er das Motionsanliegen ebenfalls im bereits erwahnten Bericht
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beantworten wollte. Der Stdnderat nahm Minders Vorstoss in der Wintersession 2021
mit 42 zu 1 Stimme (bei 1 Enthaltung) an. *

Nachdem Roland Fischers (glp, LU) Postulat zur Integration der Schweiz in den
Europédischen Binnenmarkt durch einen Beitritt zum EWR in der Herbstsession 2021
noch von Roger Koéppel (svp, ZH) bekdmpft worden war, wurde es in der
Frihjahrssession 2022 im Nationalrat beraten. Postulant Fischer bedauerte in seinem
Votum nicht nur die Ablehnung des EWR-Beitritts 1992, sondern auch den
Verhandlungsabbruch Uber das InstA, das den etablierten bilateralen Weg «dynamisiert
und zukunftsfahig gemacht hatte». Fischer sah die Zeit gekommen, den EWR als
Alternative fur die Integration der Schweiz in den européischen Binnenmarkt zu
analysieren. So héatte auch jene Generation, die 1992 noch nicht abstimmen konnte, die
Méglichkeit, die Debatte Uber die Vor- und Nachteile des EWR zu fuhren. Der EWR
funktioniere und habe sich bewahrt, wie die Beispiele Norwegen, Island und
Liechtenstein zeigen wirden. Zudem seien im EWR-Vertrag die institutionellen Fragen,
die Mitwirkung und die Streitbeilegung geregelt, und EWR-Mitglieder profitierten von
den Kooperationsabkommen wie Horizon und Erasmus plus. Roger Képpel lehnte die
Forderung des Postulats weiterhin ab und sprach sich gegen einen Bericht zu einer
moglichen EWR-Mitgliedschaft aus, die er als «Nirwana der zwischenstaatlichen
Beziehungen zwischen der EU und der Schweiz» und als «Ende der Schweiz als
unabhéngigeln] Staat» bezeichnete. Demnach sei der Binnenmarkt ein Teil der
staatlichen Ordnung, wodurch man mit einer Teilnahme an fremde Institutionen
andocken und damit die Steuerfahigkeit verlieren wirde. Er wies seinen Ratskollegen
Fischer auch darauf hin, dass die APK-NR 2013 explizit eine Unterscheidung zwischen
dem Marktzugang und der Partizipation am européaischen Binnenmarkt vorgenommen
hatte. Der Nationalrat habe diese Differenzierung mit der Annahme einer darauf
basierenden SVP-Motion daraufhin bestatigt. Bundesrat Parmelin beantragte die
Annahme des Postulats und verwies auf einen in Entstehung befindlichen Bericht Gber
die Beziehungen zur EU. Darin wurden verschiedene Alternativen zum bilateralen Weg
gepruft, unter anderem auch ein EWR-Beitritt. Der Nationalrat folgte diesem Aufruf und
nahm das Postulat mit 112 zu 69 Stimmen (bei é Enthaltungen) an. Die SVP-Fraktion
sowie einige Fraktionsmitglieder der FDP.Liberalen und der Mitte sprachen sich gegen
eine Annahme aus. ®

In der Frihjahrssession 2022 kam es zur Ablehnung der Motion Molina (sp, ZH; Mo.
21.3811) iiber die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der Europaischen Union.
Motionar Molina verwies angesichts des Kriegs in der Ukraine auf die Tatsache, dass die
Schweiz seit jeher von der europaischen Einigung profitiert habe, nicht nur durch den
Zugang zum Binnenmarkt, sondern auch aufgrund der gemeinsamen Sicherheitspolitik
der EU. Trotz der engen Verbindungen und der gemeinsamen Lebens-, Wirtschafts-
und Bildungsréume bestiinde in der Schweiz seit dem EWR-Nein von 1992 ein
«irrationales Europatrauma ohne reale Grundlage». Dieses gelte es zu Uberwinden und
sich mit dem Beitritt zur EU langfristig an deren Weiterentwicklung zu beteiligen. Der im
Rat anwesende Aussenminister Cassis beantragte im Namen des Bundesrats die
Ablehnung der Motion. Der bilaterale Weg sei nach wie vor die idealste Moglichkeit, um

die europapolitischen Ziele der Schweiz - eine weitgehende Beteiligung am
Binnenmarkt in Verbindung mit Kooperationen in ausgewéhlten Interessenbereichen
und unter Aufrechterhaltung eines grosstmoglichen Handlungsspielraums - zu

erreichen. Man wolle nun zunachst die neue Schweizer Agenda gemeinsam mit der EU
sondieren und auf Basis dieser Aussprache neue Verhandlungen aufnehmen. Cassis
kiindigte auch die bevorstehende Publikation eines umfassenden Europaberichts an, in
dem die verschiedenen Integrationsmodelle, darunter auch der EU-Beitritt, auf ihren
Nutzen und ihre Zweckméssigkeit Uberpruft wlrden. Schliesslich erinnerte er die
grosse Kammer daran, dass sich bei einem EU-Beitritt jene Fragen, die die
Verhandlungen uber das InstA hatten scheitern lassen, erneut stellen wirden. Der
Nationalrat lehnte die Motion in der Folge mit 117 zu 40 Stimmen (bei 30 Enthaltungen)
ab. Die Ja-Stimmen stammten von der SP- und der Grinen-Fraktion. Zahlreiche
Mitglieder der Fraktionen der SP, der Grinen und der Grlnliberalen sowie je ein
Mitglied der FDP.Liberalen- und der Mitte-Fraktion enthielten sich jedoch ihrer
Stimme.
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Der Abstimmungskampf zum Referendum gegen den Ausbau des Schweizer Beitrags
an die EU-Grenzschutzagentur Frontex wurde in der Westschweizer Offentlichkeit
schon im Januar 2022 lanciert, noch bevor das Referendum zustande gekommen war.
In einem Meinungsbeitrag in Le Temps beschrieben Stadnderatin Lisa Mazzone (gp, GE)
und eine Flichtlingshelferin die Zustande auf dem Mittelmeer und in Libyen und wiesen
vor allem auf die Menschenrechtsverletzungen durch Frontex hin. Wenige Tage darauf
meldete sich FDP-Standerat Damian Mller (fdp, LU) im gleichen Medium zu Wort und
kritisierte seine Ratskollegin dafir, in ihrem Beitrag keine Alternativen anzubieten und
stattdessen Frontex kategorisch abzulehnen. Er argumentierte Uberdies, dass fehlende
Mittel fur Frontex dazu fuhren kénnten, dass es in Europa und der Schweiz zu einer
Explosion «irregularer Uberfahrten» von Wirtschaftsmigrantinnen und -migranten
kommen wirde. Der Frontex-Beitrag sei essentiell, um ein Mindestmass an Kontrolle
der Migrationsstrome sicherzustellen. Zudem brauche man dartber hinaus eine
verstarkte Entwicklungshilfe in den Ursprungslandern der Flichtenden in Kombination
mit besseren Grenzkontrollen durch die Nachbarlander Libyens.

Die deutschsprachigen Medien griffen das Thema erst im Februar grossflachig auf,
nachdem das Referendumskomitee am 20. Januar knapp 58'360 Unterschriften -
davon 54'377 glltige - eingereicht hatte. Diskutiert wurde in den Medien insbesondere
Uber mogliche interne Konflikte innerhalb der SP und der SVP. Bei der SP orteten die
Medien einen Widerspruch zwischen der Ablehnung von Frontex und dem Wunsch nach
Beibehaltung des Schengen-Abkommens, bei der SVP hingegen zwischen dem
parteilichen Ziel einer restriktiven Migrationspolitik, und somit der Unterstltzung von
Frontex, bei gleichzeitiger Ablehnung aller Arten von EU-Vertragen. Der Blick sah die
«Linke» gar in der «EU-Falle» sitzen, da die Schweiz bei einem Nein nicht nur aus dem
Schengen-Dublin-System ausgeschlossen wirde, sondern sich in diesem Fall auch die
bilateralen Beziehungen mit der EU dramatisch verschlechtern wirden. Dabei waren
die Auswirkungen einer Ablehnung auf den Verbleib im Schengen-Raum jedoch
umstritten. Geméss EJPD-Vorsteherin Karin Keller-Sutter wirde durch ein Nein zum
Frontex-Ausbau ein Beendigungsverfahren fir das Schengen-Abkommen ausgeldst,
welches bei einer fehlenden Einigung nach sechs Monaten den Ausschluss der Schweiz
aus Schengen/Dublin zur Folge hatte. Dieser Einschatzung widersprach jedoch der
emeritierte Rechtsprofessor Rainer J. Schweizer in der NZZ. Demnach kénne der
Ausschluss der Schweiz aus Schengen/Dublin nicht gemass der Guillotineklausel von
2004 vonstatten gehen, da die Schweiz seither rund 370 Rechtsakte der EU
Ubernommen habe. Dies wiirde folglich einen umfassenden Austrittsvertrag nach dem
Vorbild des Brexit-Vertrags vonnéten machen. Dieser Meinung schloss sich die SP
(sowie auch die Griinen) an. Ergdnzend présentierte etwa SP-Stédnderat Daniel Jositsch
(sp, ZH) einen Plan B in Form einer parlamentarischen Initiative, falls die Schweizer
Stimmbevdlkerung den Frontex-Ausbau tatséchlich ablehnen sollte. Darin schlug er vor,
das Schweizer Kontingent der von der UNO anerkannten Fltchtlinge innerhalb der 90
Tage bis zum Schengen-Ausschluss auf 4'000 zu erhdhen, sozusagen als humanitare
flankierende Massnahme zum Frontex-Ausbau. Da die SP die Unterstitzung an den
Frontex-Ausbau an diese Bedingung gekoppelt hatte, kdnnte die Schweiz nach der
Aushandlung dieser Erhéhung den Frontex-Beitrag dann trotzdem freigeben.

Die Nein-Parole beschloss die SP an ihrem Parteitag mit grosser Mehrheit, wenngleich
einzelne Parteiexponentinnen und -exponenten wie Nationalrat Eric Nussbaumer (sp,
BL) sich nur halbherzig anschliessen mochten. In den Befragungen im Vorfeld der
Abstimmung zeichnete sich jedoch eine SP-interne Spaltung ab: Die Sympathisierenden
der SP wollten der Vorlage gemaéass einer Ende April durchgefiihrten Tamedia-
Vorumfrage entgegen dem Kurs des Parteiprésidiums und des Parteitags mit fast 53
Prozent zustimmen. Ahnliches spielte sich bei den Griinen ab, bei denen 48 Prozent der
Sympathisierenden trotz Nein-Parole der Partei eine Ja-Stimme in Aussicht stellten,
wogegen 44 Prozent der Parteileitung zu folgen gedachten. Auch bei den traditionell
SP-nahen Organisationen zeigten sich die Auswirkungen dieses inhaltlichen Dilemmas,
wie CH Media berichtete. Obwohl das Sekretariat des Gewerkschaftsbundes seinem
Vorstand und den Mitgliedern in einem internen Papier Stimmfreigabe vorgeschlagen
hatte, da «ein Interessenkonflikt zwischen einer menschenwdirdigen européischen
Fluchtlingspolitik und der Personenfreizlgigkeit im Rahmen von Schengen>» vorliege,
beschloss der SGB-Vorstand die Nein-Parole. Hingegen entschied sich der
Gewerkschaftsbund geméass Mediensprecher Gaillard jedoch dagegen, den
Abstimmungskampf des Referendumskomitees mitzufinanzieren. Auch andere NGOs
wie die SFH, die traditionell die Anliegen der SP unterstitzten, taten sich mit der
Parolenfassung schwer. SFH-Direktorin Miriam Behrens beflirchtete, dass die Schweiz
bei einem Nein nicht mehr an der Verbesserung der européischen Migrationspolitik
mitwirken kénnte. Andererseits kénnte der Ausbau der EU-Agentur die Kontrolle der
Mitgliedstaaten erschweren, in deren Kompetenzbereich die meisten Verstdsse fielen.
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Amnesty International verzichtete darauf, sich am Abstimmungskampf zu beteiligen, da
die im Referendum betroffenen Bestimmungen nicht die konkreten Bedingungen von
Schutzsuchenden oder die Verteidigung der Menschenrechte betrafen.

Am anderen Ende des politischen Spektrums hatte die SVP ebenfalls mit der
Beschlussfassung zu kimpfen. Obwohl die Vorlage zum Ausbau des Schweizer Beitrags
an Frontex aus dem Departement von SVP-Bundesrat Ueli Maurer stammte, lehnten sie
mehrere einflussreiche SVP-Mitglieder von Anfang an ab, darunter Esther Friedli (svp,
SG), Lukas Reimann (svp, SG), Marcel Dettling (svp, SZ)) und Marco Chiesa (svp, TI), oder
wechselten nach der parlamentarischen Phase aus dem Ja- ins Nein-Lager (Céline
Amaudruz (svp, GE) und Roger Képpel (svp, ZH)). Die Stdostschweiz berichtete, dass
sich die Parteibasis eine Nein-Parole wiinsche, was eine unheilige Allianz mit der SP und
den Grunen bedeuten wurde. Die Vertreterinnen und Vertreter des Nein-Lagers
innerhalb der SVP wollten die Gelder lieber an der eigenen Grenze investieren, als diese
der Frontex, deren Nutzlosigkeit sich gezeigt habe, zur Verfligung zu stellen. Die
Beflrworterinnen und Beflrworter setzten sich hingegen fur mehr Grenzschutz an den
EU-Aussengrenzen und weniger «illegale Migration» ein. Es lag daher an der
neunkopfigen Parteileitung, eine Empfehlung auszuarbeiten, deren Mitglieder hatten in
der Schlussabstimmung im Parlament aber unterschiedliche Positionen vertreten. Die
Partei beschloss schliesslich Anfang April 2022 die Ja-Parole und folgte damit nicht
zuletzt der Empfehlung ihres verantwortlichen Bundesrats Ueli Maurer.

Bei der Parolenfassung weniger schwer taten sich die Mitte und die FDP, deren
Delegiertenversammlungen im Januar (Mitte) und Februar (FDP) klare Ja-Parolen
ausgaben.

Mitte Marz trat erstmals das Referendumskomitee «No Frontex» an die Offentlichkeit.
Das Komitee lehnte nicht nur die Erhdhung des Beitrags, sondern die
Grenzschutzagentur als Ganzes ab, weil diese «ohne jegliche demokratische Kontrolle
der Mitgliedstaaten» agiere, berichtete die Tribune de Genéve. Mitte April versuchten
die Frontex-Gegnerinnen und -Gegner mit Demonstrationen und anderen 6ffentlichen
Anlassen, die Stimmbevolkerung flr die Thematik zu sensibilisieren.

In der Folge ausserten sich aber auch zahlreiche Beflrworterinnen und Beflrworter
offentlich zu Wort. Wahrend sich die Frontex-Gegnerinnen und -Gegner auf
humanitare Argumente stutzten, wandten sich Wirtschaftsorganisationen mit
dkonomischen Bedenken an die Offentlichkeit. So griindete der Tourismussektor im
April ein Ja-Komitee, da dieser bei einer Ablehnung der Vorlage den Ausschluss aus
dem Schengen-Visa-Raum beflrchtete. Dadurch brauchten Touristen aus Fernmérkten
ein separates Visum fur einen Aufenthalt in der Schweiz, was die Attraktivitat einer
Schweiz-Reise drastisch senken wirde, begrindete STV-Direktor Philipp Niederberger
die Angste der Branche. Hotelleriesuisse rechnete mit Einbussen von bis zu CHF 188
Mio. pro Jahr und der Bundesrat erwartete jahrliche Ausfalle von jahrlich maximal CHF
500 Mio. Franken flur den Schweizer Tourismus. Doch nicht nur wirtschaftliche
Bedenken wurden vorgebracht, KKJPD-Président Fredy Fassler (sp, SG) warnte davor,
bei einem Nein zum Frontex-Beitrag vom Sicherheitssystem der EU abgehangt zu
werden, was fur die Polizeiarbeit hochproblematisch ware.

Ebenfalls im April, also knapp einen Monat vor der Abstimmung, wurde bekannt, dass
OLAF - die Antibetrugsbenhdérde der EU -in einem geheimen Bericht mehrfache
Verfehlungen durch Frontex-Verwaltungsrate festgestellt hatte. Die Frontex-Spitze um
Direktor Fabrice Leggeri sei demnach in Mobbing und illegale Pushbacks - also in
illegale Ausweisungen oder Ruckschiebungen von Migrantinnen und Migranten
unmittelbar vor oder nach dem Grenzlbertritt, ohne dass diese die Mdglichkeit hatten,
einen Asylantrag zu stellen - verwickelt gewesen. Nach Verdéffentlichung dieser
Vorwdirfe verweigerte der Haushaltsausschuss des EU-Parlaments Frontex die
Décharge. Auch der Vorsitzende des Frontex-Verwaltungsrats, Marko Gasperlin, gab in
einem Blick-Interview zu Protokoll, dass in bestimmten Féllen «absolut falsch
gehandelt» worden sei, auch wenn das Frontex-System im Grossen und Ganzen
funktioniere. Zwei Wochen vor dem Abstimmungstermin bat der umstrittene Frontex-
Chef Fabrice Leggeri seinen Rucktritt an, der vom Verwaltungsrat gleichentags
akzeptiert wurde. Leggeri wurde nicht nur flir die zahlreichen nachgewiesenen
Pushbacks verantwortlich gemacht, er wurde auch des Missmanagements und des
Mobbings bezichtigt. Unklar war, wie sich diese Nachricht auf die Volksabstimmung
auswirken wdirde. Einerseits bestatige der Rucktritt die Kritik an der Grenzagentur,
andererseits sei er Zeugnis einer gewissen Reformbereitschaft, argumentierte der
Tages-Anzeiger. Letzterer Interpretation schloss sich das EFD an. Eine Sprecherin
erklarte, dass Frontex nun das angeschlagene Vertrauen zurickgewinnen kénne und
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dass sich gezeigt habe, dass die Aufsichtsmechanismen funktionierten.

Eine Tamedia-Meinungsumfrage vom 4. Mai machte jeglichen Anflug von Spannung
hinsichtlich des Ausgangs der Abstimmung zunichte, denn eine grosse Mehrheit der
Befragten (64%) wollte ein Ja an der Urne einlegen. Auf eine deutliche Annahme der
Vorlage am 15. Mai deuteten nicht nur die Meinungsumfragen, sondern auch die
Auswertung der Zeitungs- und Inserateanalyse von Année Politique Suisse hin. Wahrend
das Ja-Lager in den untersuchten Printmedien rund 120 Inserate publizieren liess, fand
quasi keine Gegenkampagne statt (ein einzelnes Kontra-Inserat wahrend der ganzen
Untersuchungsperiode). Die Pro-Inserate warnten vor allem davor, dass ein Nein die
Sicherheit der Schweiz, die Reisefreiheit und die Schweizer Wirtschaft bedrohen
wirde. Einen direkten Zusammenhang zum oftmals genannten Ausschluss der Schweiz
aus Schengen/Dublin machten nur 35 Prozent der Inserate, also deutlich weniger als
drei Jahre zuvor beim Referendum zur Umsetzung der EU-Waffenrichtlinie. ”

Der Bundesrat verabschiedete im Mai 2022 seine Botschaft zur Reform des Visa-
Informationssystems VIS und zur Anderung des AIG im Rahmen der Weiterentwicklung
des Schengen-Besitzstands. Das VIS wurde 2011 implementiert und erleichtert die
Visumverfahren fur einen kurzfristigen Aufenthalt im Schengenraum. Es ermdglicht den
Visum-, Grenz-, Asyl- und Migrationsbehdérden innert kirzester Zeit die notwendigen
Informationen (u.a. Gesichtsbild, Fingerabdricke) Uber  visumpflichtige
Drittstaatsangehdrige zu Uberprifen. Die Botschaft zum Uberarbeiteten Visa-
Informationssystem beruht auf zwei neuen EU-Verordnungen, welche die Schweiz
Ubernehmen muss, da sie eine Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands
darstellen. Der Bundesrat erklarte in der Botschaft, dass die Anderungen grundsatzlich
technischer Art seien und die Zustandigkeiten des VIS nur in begrenzter Weise
erweitert werden sollen. Die vorgesehenen Anderungen umfassen die Herabsetzung des
Alters flr die Abnahme von Fingerabdriicken bei Kindern von zwdlf auf sechs Jahre und
die Befreiung von dieser Verpflichtung fir Personen Uber 75 Jahre; die Aufnahme von
Visa und Aufenthaltstitel fur den langerfristigen Aufenthalt ins VIS; die Erweiterung des
VIS-Zwecks fur die Ruckkehr von Personen, welche die Einreisevoraussetzungen des
Schengen-Raums nicht erfullen; die Aufnahme von Kopien der Reisedokumente von
Gesuchstellenden in das VIS; die Anpassung des Zugangs zu VIS-Daten fur
Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungsbehdérden sowie Europol; die Erfassung von
Gesichtsbildern vor Ort; den Zugang fir Beférderungsunternehmen zur Uberpriifung
von Visa und Aufenthaltstiteln sowie den Ausbau diverser technischer Komponenten.
Diese Neuerungen machten wiederum die Anpassung des AIG, des BGIAA und des BPI
notwendig.

Eine zweite Vorlage, welche die Botschaft behandelte, betraf eine von der Schengen-
Weiterentwicklung losgeldste Anpassung des AIG auf Antrag des BAZG. Zwar verflige das
Bundesamt fur Zoll und Grenzsicherheit fiur die Aufgabenerfillung als
Grenzkontrollbehdrde bereits tber die notwendigen Zugriffe auf die Datenbanken,
nicht jedoch zur Erflllung seiner Aufgaben als Strafverfolgungsbehorde. Das BAZG habe
bereits bei der Errichtung eines Rahmens fur die Interoperabilitat zwischen den
verschiedenen EU-Informationssystemen um Zugriff auf den «Gemeinsamen Speicher
fur Identitatsdaten (CIR)» und Zugang zu den Daten von EES, ETIAS und VIS gebeten. Das
BAZG wollte diese Datenbanken zur Verhutung, Aufdeckung oder Ermittlung
terroristischer oder sonstiger Straftaten nutzen. Diese Regelung habe man damals
jedoch nicht umgesetzt, da die entsprechende Vernehmlassung bereits abgeschlossen
gewesen sei und man mehr Zeit fur die Klarung rechtlicher Details bendtigt habe,
erkléarte der Bundesrat. Da das BAZG jedoch einen gesetzlichen Auftrag im Bereich der
Verhitung von terroristischen Straftaten habe, und es diese ohne die beschriebenen
Zugéange nicht erflullen kénne, wolle man dessen Zugriffsrechte in der vorliegenden
Anderungsverordnung zum VIS erweitern. Der Bundesrat argumentierte, dass man dem
BAZG den Zugriff - wie auch bei anderen eidgendssischen kantonalen und kommunalen
Strafverfolgungsbehdrden - erlauben musse, um eine Licke in der inneren Sicherheit
der Schweiz zu schliessen. Er versicherte auch, dass die Kompetenzen des BAZG
dadurch nicht erweitert wirden.

Die Vernehmlassung habe mehrheitlich positive Stellungnahmen zu beiden Vorlagen mit
sich gebracht. Wéahrend die Reform des Visa-Informationssystems unbestritten war,
habe sich nur die KKJPD wirklich kritisch zur Anderung des AIG geédussert. Die KKJPD
kritisierte die Kompetenzverteilung zwischen Bund und Kantonen, da polizeiliche
Aufgaben - sofern nicht explizit dem Bund zugeordnet - in der Kompetenz der Kantone
lagen. Die KKJPD verlangte daher eine vorgangige Kompetenzklarung im Rahmen der
Totalrevision des Zollgesetzes, bevor man die Zugriffsrechte des BAZG durch die
Anderung des AIG erweitere.
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Der Nationalrat behandelte das Geschaft in der Herbstsession 2022 zusammen mit
einem Geschéaft zur Festlegung der Bedingungen fur den Zugang zu anderen EU-
Informationssystemen (BRG 22.019). Eine Minderheit Molina (sp, ZH) forderte
Schutzbestimmungen bei der Weitergabe von Personendaten an Drittstaaten und
internationale Organisationen. Molina erklarte, dass die Vorlage es ermogliche, dass das
SEM oder das Fedpol Personendaten unter gewissen Umstdnden an Drittstaaten
ausserhalb des Schengen-Raums weitergeben kénnen. Eine solche Weitergabe dirfe
aber nur stattfinden, wenn garantiert werden koénne, dass die betroffene Person
dadurch keine «ungerechtfertigte Verletzung ihrer Grundrechte erleidet». Gerhard
Pfister (mitte, ZG) - Kommissionssprecher der SPK-NR - verwies auf die bestehende
Informationslicke im Bereich der Visa, die zu einem langerfristigen Aufenthalt im
Schengen-Raum berechtigen, der geschlossen werden mdisse. Zum Antrag der
Minderheit merkte Pfister an, dass die Kommission von der Verwaltung eine
Stellungnahme verlangt habe. Daraus gehe hervor, dass die Behoérden Daten zur
Identitdt und zu den Reisedokumenten nur unter engen Auflagen an Drittstaaten
weitergeben kénnten, wobei keine Kontrolle durch die nationalen Migrationsbehdrden
vorgesehen sei. Eine zusatzliche Kontrolle durch das SEM kénne in dringenden Féllen zu
einem Zeitverlust fihren. Die Fraktion der Grlnen unterstitzte die Minderheit Molina,
wie deren Sprecherin Natalie Imboden (gp, BE) bekannt gab. Sie ergénzte, dass sich ihre
Fraktion in der Gesamtabstimmung ihrer Stimmen enthalten werde, um darauf
hinzuweisen, dass den grundrechtlichen Fragen in der Vorlage mehr Gewicht
zukommen musse. FDP-Fraktionssprecher Cottier (fdp, NE) hingegen kritisierte Molina
dafur, dass dieser einen Zeitverlust in Fallen von aussergewdhnlicher Dringlichkeit, bei
denen eine unmittelbare Gefahr im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitaten oder
schweren Straftaten bestehe, in Kauf nehme. Ahnlich argumentierte die SVP-Fraktion,
wahrend die GLP- und die Mitte-Fraktionen auf ein Votum verzichteten. Die anwesende
Bundesratin Karin Keller-Sutter merkte zum Minderheitsantrag an, dass die Daten nur
bei der Feststellung der Identitat von rlckkehrpflichtigen Drittstaatsangehoérigen oder
bei der Gewahrung von Asyl fur Flichtlingsgruppen tbermittelt werden sollten. Die
Rechte dieser Personen dirfen - geméass EU-Recht und nationalem Recht - nicht
beeintrachtigt werden, insbesondere nicht das Non-Refoulement-Gebot. Auch misse
sich der Drittstaat oder die internationale Organisation verpflichten, die Daten nur fur
die angegebenen Zwecke zu verwenden, und einen Datenschutz gewéhrleisten, der
demjenigen der Schweiz entspreche.

Die grosse Kammer lehnte die Minderheit Molina mit 120 zu 63 Stimmen ab und nahm
den Bundesbeschluss zur Reform des Visa-Informationssystems in der
Gesamtabstimmung mit 146 zu 7 Stimmen (bei 31 Enthaltungen) an. Die Anderung des
AlG nahm der Nationalrat mit 144 zu 4 Stimmen (bei 35 Enthaltungen) ebenfalls deutlich
an. Der Enthaltung der Griinen schlossen sich einige Mitglieder der SP und der SVP an. ®

In der Herbstsession 2022 behandelte der Nationalrat ein Postulat seiner
aussenpolitischen Kommission, welches sich mit den «Unterschiedeln] zwischen dem
Schweizer und dem EU-Recht im Bereich des Arbeitnehmerschutzes» beschéftigte.
Die APK-NR verlangte vom Bundesrat einen Bericht, in dem dieser aufzeigen sollte,
welche Anpassungen noétig wéren, um das Schweizer Recht im Bereich des
Arbeitnehmendenschutzes demjenigen der EU anzugleichen. Ausserdem sollte der
Bericht aufzeigen, ob eine derartige Angleichung den Arbeitnehmendenschutz
verbessern oder verschlechtern wirde. Kommissionssprecher Molina (sp, ZH) erklarte,
dass der Bundesrat nach dem Abbruch der Verhandlungen tber das Rahmenabkommen
autonome Anpassungen des nationalen Rechts an dasjenige der EU gepruft habe, sich
dabei aber auf die finf vom damaligen InstA betroffenen Marktzugangsabkommen
beschrankt habe. Die APK-NR wolle jedoch diese Untersuchungen auf weitere Bereiche
ausweiten. Seine Kommissionskollegin Bulliard-Marbach (mitte, FR) fligte an, dass das
Parlament eine gute Entscheidungsgrundlage fur die anstehenden Verhandlungen mit
der EU bendtige und die Themen Personenfreizigigkeit und Arbeitnehmendenschutz im
Mittelpunkt der Diskussionen stehen durften. Eine Kommissionsminderheit Portmann
(fdp, ZH) beantragte der grossen Kammer, den Vorstoss abzulehnen. Portmann vertrat
die Ansicht, dass der Sozialbereich nicht Teil der Binnenmarktabkommen mit der EU sei
und die Schweiz zurzeit eine liberale Regulierung des Arbeitsmarktes praktiziere. Eine
derartige Analyse sei dementsprechend nicht relevant. Der Minderheitssprecher
bezeichnete das Postulat als «Frontalangriff auf unseren noch halbwegs liberalen
Arbeitsmarkt» und furchtete sich vor einem «sozialistischen Arbeitsmarkt». Auch der
Bundesrat zweifelte den Nutzen des Postulates an, da eine derartige Analyse llickenhaft
ausfallen wurde. Bundesrat Guy Parmelin wies darauf hin, dass das Schweizer System
auf einer starken Sozialpartnerschaft und einem gemeinsamen Dialog mit allen
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Anspruchsgruppen beruhe, mithilfe derer man spezifische Branchenldsungen suche.
Man beobachte die Entwicklungen im EU-Recht aufmerksam und bertcksichtige diese,
sofern sie zur Erreichung der Schweizer Ziele beitragen. Der Nationalrat stimmte
schliesslich mit 90 zu 90 Stimmen (bei 1 Enthaltung) nach Stichentscheid von
Nationalratsprésidentin Iréne Kalin (gp, AG) fur die Annahme des Postulats. SP, Griine
und Grunliberale stimmten dafur, SVP und FDP dagegen, die Mitte zeigte sich
gespalten. "

In der Wintersession 2022 wurden die Reform des Visa-Informationssystems VIS und
die Anderung des AIG im Stinderat behandelt. Mathias Zopfi (gp, GL) vertrat die
Position der SPK-SR und klérte die kleine Kammer Uber die Vorzige des Visa-
Informationssystems auf. Die Vernetzung aller Konsulate der Schengen-Staaten
ermobgliche den Abgleich von Daten zwischen den Visumbehdrden, den
Grenzkontrollbehérden und den Migrationsbehérden. Die Anpassungen seien vor allem
technischer Natur und dienten der Interoperabilitat zwischen dem VIS und anderen
Informationssystemen, so Zopfi. Die Kommission habe sich auch mit den Bedenken der
Minderheit Molina (sp, ZH) aus dem Nationalrat zur Weitergabe von Daten an
Drittstaaten auseinandergesetzt. Zopfi berichtete, dass die Verwaltung der Kommission
versichert habe, dass séamtliche Datenabfragen an das SEM weitergeleitet werden
mussen und bei einem laufenden Asylverfahren keine Auskunft erteilt werde. Auch die
zweite Vorlage zur Anderung des AIG beantragte Zopfi im Namen der Kommission zur
Annahme. Bundesréatin Karin Keller-Sutter dusserte sich ebenfalls zur Minderheit Molina
und erganzte, dass bei der Datenlbermittlung aus dem VIS die Datenschutzregelungen
der Schweiz und der entsprechenden EU-Verordnung sowie die Regeln der
internationalen Polizeikooperation eingehalten werden mussten. Der Stdnderat nahm in
der Folge beide Vorlagen einstimmig an.

In der Schlussabstimmung nahm der Nationalrat den Bundesbeschluss zur Reform des
Visa-Informationssystems mit 1563 zu 9 Stimmen (bei 34 Enthaltungen) an und das
Bundesgesetz Uber die Auslanderinnen und Auslander und tber die Integration mit 157
zu 4 Stimmen (bei 35 Enthaltungen). Die Grlnen enthielten sich im Nationalrat
geschlossen ihrer Stimme, genauso wie einige Mitglieder der SP. Der Standerat nahm
beide Vorlagen auch in der Schlussabstimmung einstimmig an. %

Aussenwirtschaftspolitik

In der Frihjahrssession 2021 beriet der Nationalrat Uber den Bericht zur
Aussenwirtschaftspolitik 2020 und den Bericht iiber zolltarifliche Massnahmen 2020.
Die APK-NR hatte empfohlen, von den beiden Berichte Kenntnis zu nehmen und die
drei Bundesbeschliisse anzunehmen, mit denen die Genehmigung der Anderung der
Liste LIX-Schweiz-Liechtenstein, die Anderungsbeschliisse der Pan-Europa-
Mittelmeer-Praferenzursprungsregeln und die  Genehmigung  zolltarifarischer
Massnahmen geplant waren. Kommissionssprecher Roland Fischer (glp, LU) hob vor
allem die im Bericht beschriebenen verhaltnismassig geringen negativen Effekte der
Covid-Pandemie auf die Schweizer Wirtschaft hervor. Dies sei vor allem den
umfangreichen Unterstitzungsprogrammen von Bund und Kantonen zuzuschreiben. Er
betonte aber auch, wie wichtig der diskriminierungsfreie, entwicklungsfahige Zugang zu
auslandischen Markten flr die Schweiz sei. Die Kommission monierte freilich, dass dem
Rahmenabkommen mit der EU im Bericht angesichts der grossen Bedeutung einer
Unterzeichnung beziehungsweise Nichtunterzeichnung zu wenig Aufmerksamkeit
gewidmet worden sei. Dennoch beantragte die Kommission einstimmig, von den beiden
Berichten Kenntnis zu nehmen.

Fabian Molina (sp, ZH) beméngelte im Namen der SP, dass die Schweiz Themen wie
Nachhaltigkeit im Handel aber auch Umweltstandards und den Schutz von
Menschenrechten vernachlassige. Nationalratin Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte,
BL) drangte vor allem auf die Erhaltung der bilateralen Beziehungen mit der EU und
vermisste eine umfassende Strategie gegenlber China in Bezug auf den Balanceakt
zwischen Wirtschaftsbeziehungen und Menschenrechten. Auch die Fraktionen der FDP
und der GLP schlossen sich dem Ruf nach einer stabilen bilateralen Vertragsbasis mit
der EU an. Trotz dieser Kritik nahm der Nationalrat Kenntnis von den beiden Berichten
und nahm die drei Bundesbeschllsse einstimmig an. %'
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Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Im Mai 2018 schlug die WAK-SR vor, als Gegenstlick zur Unternehmenssteuerreform der
AHV aus dem vollstandigen Demografieprozent der Mehrwertsteuer, einer Erhéhung
des Bundesbeitrags sowie der Lohnbeitrage von Arbeitgebern und Arbeitnehmern neu
zusatzlich ungefahr CHF 2 Mrd. jahrlich zukommen zu lassen - was von den Schweizer
Stimmblurgerinnen und Stimmbdurgern im Mai 2019 angenommen wurde. Diese Idee
einer Zusatzfinanzierung fur die AHV kam jedoch nicht von ungefahr, hatten doch seit
2017 zahlreiche Mitglieder der eidgendssischen Rate Vorstdsse flr eine einmalige oder
regelmassige Zusatzfinanzierung fiir die AHV eingereicht.

Den Anfang machte die FK-NR im Oktober 2017. Nachdem die Schweizer
Stimmbevolkerung die Altersvorsorge 2020 kurz zuvor an der Urne abgelehnt hatte,
beantragte die Kommission in einer parlamentarischen Initiative (Pa.lv. 17.496), der AHV
im Jahr 2018 den im Budget 2018 frei gewordenen Betrag von CHF 441.8 Mio., der zuvor
fur die AHV geplant gewesen war, ihr nun aufgrund der abgelehnten Altersvorsorge aber
verwehrt werden sollte, zukommen zu lassen. Dieser Vorschlag fand jedoch in der FK-
SR keine Mehrheit.

In der Folge waren insbesondere Forderungen, wonach die SNB eine Finanzzulage an
die AHV leisten solle, prominent. Den ersten Schritt machte diesbezlglich Peter Keller
(svp, NW; Ip. 18.3124) mit einer Interpellation. Da die SNB seit Januar 2015 einen
Negativzins von 0.75 Prozent auf die Gelder, die bei ihr lagerten, kassiere und dadurch
auf Kosten der Schweizer Sparenden sowie Rentnerinnen und Rentner 2015 bis 2017
fast CHF 5 Mrd. eingenommen habe, wollte er vom Bundesrat wissen, ob dieser
ebenfalls der Meinung sei, dass die entsprechenden Gelder nach Beendigung der
ausserordentlichen Massnahmen durch die SNB wieder der Schweizer Bevolkerung
zurlickgegeben werden sollten - etwa Uber die AHV. Der Bundesrat erklarte sich dabei
mit der aktuellen Regelung, die eine Ausschittung der Gewinne an die Bevdlkerung
ermogliche, aber auch die Unabhangigkeit der SNB gewahrleiste, zufrieden. Ende 2018
folgte Alfred Heer (svp, ZH; Mo. 18.4327) mit einer Motion, die den Bundesrat
beauftragen sollte, die Gewinnaufteilung der SNB so zu andern, dass die von der
Nationalbank erhobenen Negativzinsen vollstandig auf Kosten des Bundes, dessen
Auszahlungen entsprechend geklrzt werden sollten, an die AHV fliessen sollten. Da der
Bund faktisch keine Schuldzinsen bezahle und stattdessen sogar ein Zinstberschuss auf
neuen Bundesobligationen erwirkt werde, sei er einer der Profiteure der Negativzinsen,
argumentierte der Motiondr. Thomas Matter (svp, ZH; Pa.lv. 18.465) forderte in einer
parlamentarischen Initiative - erfolglos -, dass die Nationalbank die Halfte ihres
Eigenkapitalzuwachses seit dem 31. Dezember 2007 einmalig an die AHV Uberweisen
solle, sobald sich das internationale Finanzsystem und die Bilanzsumme der SNB
normalisiert haben. Noch bevor sich der Nationalrat entschieden hatte, dem Vorstoss
Matters keine Folge zu geben, wollte Maximilian Reimann (svp, AG; Pa.lv. 19.481)
ebenfalls mit einer parlamentarischen Initiative daflr sorgen, dass die Ertrége aus
Negativzinsen nicht als Reingewinn der SNB verbucht werden, sondern der AHV - sowie
allenfalls den Pensionskassen und der dritten Saule - zugute kommen.

Doch nicht nur im Bereich der Nationalbank, auch in weiteren Bereichen sah die SVP
Potenzial fir eine Unterstitzung der AHV. So reichte die SVP-Fraktion im September
2018 drei Motionen ein, mit denen die Rahmenkredite fur die Entwicklungshilfe um CHF
1 Mrd. pro Jahr (Mo. 18.3755) respektive fur den Asyl- und Flichtlingsbereich
vorgesehene Gelder um CHF 500 Mio. jahrlich gekirzt (Mo. 18.3757) sowie die
sogenannte Kohéasionsmilliarde fur die EU gestrichen werden (Mo. 18.3756) und die frei
werdenden Gelder der AHV zugeflhrt werden sollten. Mit entsprechenden Antragen war
sie zuvor im Nationalrat bei der Besprechung der STAF gescheitert. Die Motionen
18.37565 sowie 18.3756 fanden jedoch in der Herbstsession 2019 ausserhalb der SVP
keinen Anklang und wurden entsprechend deutlich abgelehnt. Die Motion 18.3757
wurde bis zum Ende der Herbstsession 2019 noch nicht behandelt.

Einen weiteren Vorschlag fur eine Zusatzfinanzierung fur die AHV machte Luzi Stamm
(svp, AG; Pa.lv. 19.435) - und somit wiederum ein Mitglied der SVP-Fraktion - im Mai
2019 in einer parlamentarischen Initiative. Demnach sollen zuklnftig aufgrund von fix
installierten  Uberwachungsgeraten ausgestellte Bussen und Geldstrafen im
Strassenverkehr in den AHV-Fonds fliessen. Dabei ging es ihm jedoch nicht in erster
Linie um die Finanzierung der AHV, sondern vor allem um die Uberwachungsgerate.
Durch eine solche Anderung wiirden diejenigen Stellen, die Uberwachungsgerite
aufstellen, nicht direkt von diesen profitieren, wodurch sichergestellt werden kénne,
dass diese tatséachlich zur Sicherheit, nicht nur fur den Profit installiert wirden.
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MOTION
DATUM: 30.09.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

Im September 2018 reichte schliesslich mit Beat Flach (glp, AG; Po. 18.4009) auch ein
Mitglied der Grunliberalen Fraktion ein Postulat ein, geméss dem der Bundesrat die
Hohe der Zusatzfinanzierung fur die AHV und IV durch eine Legalisierung von Cannabis
und eine Besteuerung analog zu Tabak berechnen sollte. Dieselbe Problematik nahm
auch Fabian Molina (sp, ZH; Anfrage 19.1039) im Juni 2019 in seiner Anfrage an den
Bundesrat auf.

Eine Unterstellung von Gutern und Dienstleistungen des téaglichen Bedarfs unter den
reduzierten Mehrwertsteuersatz sowie eine Erhéhung des Normalsatzes zugunsten der
AHV forderte die Jugendsession 2017 in einer Petition (Pet. 18.2006). %

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Hochschulen

Die APK-NR reichte im August 2021 eine Motion ein, welche verlangte, dass der
Bundesrat bis zur Wintersession 2021 eine Finanzierungsbotschaft fiir die Schweizer
Teilnahme am EU-Austauschprogramm Erasmus plus vorlegen soll. Die Kommission war
der Ansicht, dass sich der Bundesrat bislang zu wenig fir eine Schweizer Assoziierung
an dieses Programm eingesetzt habe, obwohl er sich bereits fur eine Teilnahme
ausgesprochen hatte - beispielsweise im Rahmen der im Jahr 2017 Uberwiesenen
Motion der WBK-SR mit dem Titel «Vollassoziierung an Erasmus plus ab 2021». Eine
Kommissionsminderheit Képpel (svp, ZH) beantragte die Ablehnung der Motion.

Der Bundesrat schloss sich dem Antrag der Minderheit an. Er strebe zwar weiterhin die
Teilnahme der Schweiz an dem Austauschprogramm an, jedoch seien davor noch einige
Punkte zu kléaren. Zum einen betrachte die EU eine Assoziierung im Rahmen der
Gesamtbeziehungen Schweiz-EU und sei bisher noch nicht bereit gewesen, mit der
Schweiz exploratorische Gesprache Uber die wichtigsten Eckpunkte einer Assoziierung
zu beginnen. Zum anderen sei die Deblockierung des Schweizer Beitrags an ausgewéhlte
EU-Staaten eine Grundbedingung der EU flr eine Assoziierung an Erasmus plus. Vor
diesem Hintergrund sei es nicht realistisch, innert weniger Monate eine
Finanzierungsbotschaft zu erarbeiten, zumal auch die Hohe der finanziellen Beteiligung
noch nicht geklart sei.

Der Nationalrat beschéaftigte sich in der Herbstsession 2021 mit dem Vorstoss, wobei
Nicolas Walder (gp, GE) und Christa Markwalder (fdp, BE) die Motion préasentierten.
Walder wies darauf hin, dass sich auch das Parlament schon mehrmals flr eine
Assoziierung ausgesprochen habe und es deshalb wirklich an der Zeit sei, dass der
Bundesrat eine Botschaft vorlege. Das bundesréatliche Argument, dass die finanziellen
Bedingungen noch nicht geklért seien, liess Walder nicht gelten. Die Hohe der
Schweizer Beteiligung kénne anhand der Berechnungen, welche fur die EWR-Staaten
bereits vorgenommen worden seien, eruiert werden. Christa Markwalder ergénzte, dass
die européischen Mobilitatsprogramme «fir die Erweiterung des Erfahrungshorizonts
der  jungen  Generationen  zentral»  seien. Die  bilateral  getroffenen
Hochschulvereinbarungen verméchten diese Austauschprogramme nicht zu ersetzen,
schloss Markwalder. Franz Gruter (svp, LU), welcher die Minderheit Képpel vertrat, sah
dies anders. Fur ihn stand ausser Frage, dass die bestehenden Alternativprogramme der
Schweizer Hochschulen von grosser Qualitat seien. Zudem seien diese Alternativen auf
weltweiten Austausch ausgerichtet; dies sei sehr wichtig, da sich viele renommierte
Hochschulen ausserhalb Europas befanden. Erasmus plus hingegen sei teuer, unflexibel
und blrokratisch. Hinzu komme der Fakt, dass die EU - wie vom Bundesrat erlautert -
selber noch gar keinen Willen gezeigt habe, der Schweiz eine Assoziierung anzubieten.
Diese Worte vermochten jedoch nicht Gber die SVP-Fraktion hinaus zu mobilisieren.
Der Nationalrat nahm die Motion mit 131 zu 48 Stimmen deutlich an. #*
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MOTION
DATUM: 13.06.2022
BERNADETTE FLUCKIGER

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 15.10.2022
HANS-PETER SCHAUB

Forschung

Eine knappe Mehrheit der APK-NR forderte im Februar 2022 dringliche Massnahmen zu
Gunsten des Schweizer BFI-Standorts. Die Kommission wollte den Bundesrat damit
beauftragen, Verhandlungen mit der EU Uber eine spezifische Vereinbarung
aufzunehmen, welche fir eine umgehende Assoziierung der Schweiz als Drittland an die
EU-Programme Horizon Europe, Digital Europe, ITER, Euratom sowie Erasmus+ sorgt. In
dieser Vereinbarung sollen auch die Grundséatze flur weitere Verhandlungen zwischen
der Schweiz und der EU geregelt werden. Zudem soll dieser Weg vor einem Entscheid
Uber Erganzungs- und Ersatzmassnahmen eingeschlagen werden. Im Gegenzug soll der
Bund eine einmalige Erhéhung des Schweizer Kohésionsbeitrages vorsehen. Anlass fur
diese Motion war unter anderem eine gemeinsame Resolution von scienceindustries,
dem ETH-Rat und von swissuniversities, welche auf die negativen Konsequenzen der
fehlenden Assoziierung fur den Schweizer Forschungs- und Innovationsplatz hinwies.
Eine Minderheit der APK-NR um Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) beantragte
die Ablehnung der Motion. Auch der Bundesrat konnte sich nicht mit dem Vorstoss
anfreunden. Zwar verfolge auch die Regierung das Ziel, die Assoziierung an die EU-
Programme voranzutreiben; die Schweiz habe jedoch bis anhin schon alles Mdgliche
unternommen, um die entsprechenden Verhandlungen zu starten. Es fehle letztlich am
Willen der EU, welche die Assoziierung der Schweiz an die EU-Rahmenprogramme im
BFI-Bereich von den allgemeinen Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU
abhangig mache. Die Frage der Assoziierung solle daher vielmehr im Rahmen des
strukturierten politischen Dialogs angesprochen werden.

In der Sommersession 2022 betonte Fabian Molina (sp, ZH) seitens der
Kommissionsmehrheit, dass der Schweizer BFI-Bereich stark unter der Nicht-
Assoziierung an die BFI-Rahmenprogramme der EU leide. Der Bundesrat habe im
Februar 2022 seinen neuen Verhandlungsansatz fir die kinftigen Beziehungen
Schweiz-EU vorgestellt. Der Schweizer BFI-Bereich kdnne aber nicht so lange warten,
bis dieser Ansatz greife; die Vollassoziierung musse rasch geschehen. Wenn im Jahr
2022 keine Losung mehr gefunden wirde, hatten «so gut wie alle Forschungsprojekte
aufgrund der bestehenden Periodizitdt ohne Schweizer Beteiligung begonnen». Der
Aussage von Fabian Molina entgegnete Minderheitensprecherin Elisabeth Schneider-
Schneiter, dass die EU klargemacht habe, dass sie zuerst die offenen Fragen,
beispielsweise bezlglich der dynamischen Rechtsiibernahme oder der Rolle des EuGH
geklart haben wolle, bevor Uber weitere Abkommen gesprochen werde. Es sei nun am
Bundesrat, diese Fragen mit der EU zu klaren, seitens des Parlaments seien bereits
genligend Ideen und Antrage vorgelegt worden. Auch Aussenminister Ignazio Cassis
beantragte die Ablehnung der Motion. Schon fast verzweifelt &usserte er die
rhetorische Frage, wie mit jemandem verhandelt werden kénne, der nicht verhandeln
wolle. Das Parlament kénne so viele Motionen annehmen, wie es wolle, in der Realitat
wolle die EU aber momentan keinen Schritt auf die Schweiz zugehen.

In der anschliessenden Abstimmung kam es zu einer Pattsituation. Mit Stichentscheid
der Ratsprésidentin Iréne Kalin (gp, AG) wurde die Motion sodann mit 93 zu 92 Stimmen
bei 6 Enthaltungen angenommen. Zustimmung erhielt die Motion von der SP-, der
Grinen- und der GLP-Fraktionen sowie von einzelnen Mitgliedern der Mitte- und der
FDP.Liberalen-Fraktionen.

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Verbande
Uberparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Im Oktober 2022 wurde unter dem Namen <«Pro Schweiz» eine neue
nationalkonservative und EU-skeptische Gruppierung aus der Taufe gehoben. Sie ist das
Produkt einer Dreierfusion aus der «Aktion flr eine unabhédngige und neutrale
Schweiz» (Auns), dem «Komitee Nein zum schleichenden EU-Beitritt (EU-No)» und der
«Unternehmer-Vereinigung gegen den EU-Beitritt». Bereits im Frihling hatten die drei
Organisationen je separat der Fusion - und damit ihrer Auflésung - zugestimmt.

Zum Griindungsprasidenten von Pro Schweiz wurde Stephan Rietiker (ZG, svp) gewahlt,
mit 15 Gegenstimmen bei 450 Anwesenden - die einzige Abstimmung an der
Grindungsversammlung, die nicht einstimmig ausfiel, wie die NZZ festhielt. Fur Rietiker
ist das Pro-Schweiz-Prasidium das erste politische Amt: Bisher habe ihm flr ein
regelmassiges politisches Engagement wegen beruflicher Verpflichtungen die Zeit
gefehlt, wie er der AZ erklérte. Nun plane er einen Tag pro Woche fur Pro Schweiz
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einzusetzen, entléhnt werde sein Prasidium nicht. Der 65-jahrige US-schweizerische
Doppelburger ist Medtech-Unternehmer, Arzt, Oberst im Generalstab und ehemaliger
kurzzeitiger Prasident des Fussballklubs Grasshoppers. Zu Rietikers parteipolitischem
Werdegang wusste die NZZ zu berichten, dass dieser in seinen jungen Jahren die NZZ
abbestellte, weil sie ihm «zu links» war, und der Autopartei beitrat. Spater sei er FDP-
Mitglied, dann parteilos und wieder FDP-Mitglied gewesen, bevor er vor zwanzig Jahren
zur SVP wechselte. Ein gewisses politisches Engagement entwickelte Rietiker als Kritiker
der behordlichen Covid-19-Politik, im Herbst 2021 kam er zu Medienauftritten im
Abstimmungskampf gegen die zweite Revision des Covid-19-Gesetzes. Im
Zusammenhang mit diesem Engagement wurde geméass NZZ Christoph Blocher (ZH,
svp), der als graue Eminenz von Pro Schweiz gilt, auf Rietiker aufmerksam und fragte ihn
schliesslich flr das Pro-Schweiz-Présidium an.

Mehr politische Erfahrung brachte der Vizeprasident von Pro Schweiz mit: Nationalrat
Walter Wobmann (SO, svp) ist insbesondere als Vater der Initiativen fir ein
Minarettverbot und flr ein Verhullungsverbot bekannt. Wie Wobmann sind auch die
meisten weiteren Mitglieder des 13-kdpfigen Griindungsvorstands daneben in der SVP
aktiv, so unter anderem die Nationalratsmitglieder Piero Marchesi (Tl), Pierre-André
Page (FR) und Therese Schlapfer (ZH) sowie die alt Nationalrdte Adrian Amstutz (BE),
Christoph Mérgeli (ZH) und Ulrich Schlier (ZH). Geschéaftsfihrer wurde Werner
Gartenmann, der dieselbe Funktion schon bei der Auns ausgelbt hatte. Angesichts des
doch stark parteipolitisch gepragten Vorstands &dusserten einige Medien in ihren
Kommentaren Zweifel, ob das von Rietiker formulierte Ziel, Pro Schweiz wieder tber die
SVP hinaus im burgerlichen Lager abzustutzen - wie die Auns in deren Anfangszeiten -,
realistisch sei. Auch die angestrebte Verjungung der Mitgliederbasis fand im
Grindungsvorstand - und geméass Medienberichten auch in der Teilnehmerschaft der
Grindungsversammlung - noch keinen Niederschlag. Nicht im Grindungsvorstand
sassen Lukas Reimann (SG, svp) und Roger Képpel (ZH, svp), die bisherigen Préasidenten
der Auns und des Komitees «<EU-No».

Stark betont wurde in den Pressekommentaren die Rolle von Christoph Blocher, der
bei Pro Schweiz zwar kein Amt Ubernahm, aber der Haupttreiber hinter der Fusion
gewesen war und auch den Grindungsakt der neuen Organisation leitete. Blocher war
1986 selbst Grindungsprasident der Auns gewesen und hatte diese zu ihrem grésstem
Erfolg gefuhrt, namlich zum Sieg in der EWR-Abstimmung 1992. Auch das 2013
gegrindete Komitee «<EU-No» hatte Blocher friher prasidiert. Die Fusion bezeichnete
er als notwendig, um dem konservativen Lager zu mehr Schlagkraft zu verhelfen; Pro
Schweiz solle eine direktdemokratische «Kampforganisation» «gegen die Gegner der
Schweiz im Innern» werden. Die Auns hingegen habe zuletzt an Kraft eingebusst und
war nach Blochers Einschatzung nicht mehr referendumsfahig. Nichtsdestotrotz war
die Auns mit 20'000 zahlenden Mitgliedern und Einnahmen von rund einer Million
Franken pro Jahr die mit Abstand grésste Fusionspartnerin. Pro Schweiz zéhlte bei ihrer
Grindung gemass NZZ 25'000 Mitglieder.

Daflir, dass sich Pro Schweiz inhaltlich wesentlich anders positionieren wiirde als die
Auns, sahen die Medienkommentare keine Anhaltspunkte; die Fusion wurde als primar
organisatorische und personelle Neuaufstellung dargestellt. Allerdings habe sich
Rietiker Uber seine Plane noch nicht stark in die Karten blicken lassen, sondern in
seiner Antrittsrede eher allgemein Uber die Freiheit, die EU, die Zuwanderung, die
«Woke-Kultur», die Medien, die Corona-Massnahmen, das «Gutmenschentum», eine
«dilettantische Energiepolitik» des Bundes, die «skandalésen» Sanktionen gegen
Russland und eine anzustrebende Orientierung an wachsenden Markten in Asien und
Amerika statt der EU gesprochen. Ein konkretes Projekt beschloss Pro Schweiz indessen
gleich noch an der Grindungsversammlung - die Lancierung der Neutralitatsinitiative,
welche ihrerseits eine Idee Blochers ist. %
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